279 Ausgabe A 
Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 39 Ausgegeben Danzig, den 28. November 1925 


89 Verordnung 
betreffend die Fernſprechordnung. Vom 11. 11. 1925. 


Auf Grund des § 13 des Fernſprechgebührengeſetzes (F Geb) vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. 
für die Freie Stadt Danzig S. 887) wird folgende Fernſprechordnung (FO) erlaſſen. 

Die Fernſprechordnung und die darin feſtgeſetzten einmaligen Gebühren treten am 1. Dezember 
1925, die laufenden Gebühren am 1. Januar 1926 in Kraft; für die Zeit bis zum 31. Dezember 1925 
werden die bisherigen laufenden Gebühren erhoben. 

Die Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 131) tritt am 1. Dezember 1925 
außer Kraft. 

Danzig, den 11. November 1925. 


Poſt- und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


Fernſprechordnung. 
§ 1. 
Das öffentliche Fernſprechnetz. 

I. Das öffentliche Fernſprechnetz wird von der Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung her⸗ 
geſtellt, inſtandgehalten und betrieben. Zum öffentlichen Netze gehören auch die teilnehmereigenen und 
die privaten Nebenſtellenanlagen ($ 5, II B und C). Es beſteht aus: ö 
. den Ortsnetzen, 

den ſelbſtändigen öffentlichen Sprechſtellen, 
den Verbindungsleitungen. 
1. Die einzelnen Teile der Ortsnetze ſind: 
die Vermittlungsſtellen, 
die Teilnehmerſprechſtellen, 
die öffentlichen Sprechſtellen im baulich geſchloſſenen Gemeindebezirk der Vermittlungsſtelle, 
die Leitungen zur Verbindung dieſer Stellen untereinander. 
2. Selbſtändige öffentliche Sprechſtellen find die nicht im baulich geſchloſſenen Gemeindebezirk 
einer Vermittlungsſtelle liegenden öffentlichen Sprechſtellen. 
3. Verbindungsleitungen ſind die Leitungen, welche die Ortsnetze und die ſelbſtändigen öffent⸗ 
lichen Sprechſtellen untereinander verbinden. 

II Das öffentliche Netz darf zu Mitteilungen nicht benutzt werden, deren Inhalt gegen die Geſetze 

verſtößt oder dem öffentlichen Wohle oder der Sittlichkeit zuwiderläuft. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 12. 1925). 
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2. 
Die Ortsuetze und ihr Anſchlußbereich. 

I. Die Telegraphenverwaltung beſtimmt, wo Ortsnetze errichtet und wie ſie betrieben werden. 

II. Die Teilnehmerſprechſtellen werden an die Vermittlungsſtelle angeſchloſſen, zu deren Anſchluß⸗ 
bereich ſie gehören. Der Anſchlußbereich einer Vermittlungsſtelle umfaßt alle Grundſtücke, die dieſer 
Vermittlungsſtelle in der Luftlinie näher als einer anderen liegen. Zum Anſchlußbereich gehört jedoch 
in allen Fällen der baulich geſchloſſene Gemeindebezirk. Außerdem werden dem Anſchlußbereich einer 
entfernteren Vermittlungsſtelle zugeteilt: i 

1. Grundſtücke, die an die nächſte Vermittlungsſtelle infolge größerer örtlicher Hinderniſſe, z. B. 
breite Flüſſe, Seen, Sümpfe, Gebirgskämme, nur mit beſonderen Schwierigkeiten oder mit 
außergewöhnlich hohen Koſten angeſchloſſen werden könnten, ? 

2. geſchloſſene Ortſchaften, deren Zuteilung zu dem Anſchlußbereich der nächſten Vermittlungs⸗ 
ſtelle nach ihren wirtſchaftlichen Verhältniſſen eine offenſichtliche Härte ſein würde. 

Über die Zuteilung beſtimmt die Telegraphenverwaltung. ‚ 

III. Auf Antrag können Teilnehmerſprechſtellen an die Vermittlungsſtelle eines anderen Anſchluß⸗ 
bereichs ausnahmsweiſe und widerruflich angeſchloſſen werden, wenn der Anſchlußnehmer ein dringendes 
wirtſchaftliches Bedürfnis nachweiſt. 

IV. Die Telegraphenverwaltung kann beſtimmen, daß mehrere Ortsnetze ein einheitliches Orts⸗ 
netz bilden. 

8 8. 


: Die Dienſtſtunden. 
J. Die Dienſtſtunden der Vermittlungsſtellen und der öffentlichen Sprechſtellen bei Poſtanſtalten 
werden von der Telegraphenverwaltung feſtgeſetzt und im amtlichen Fernſprechbuch angegeben. a 
II. Anträgen auf Verlängerung der von der Telegraphenverwaltung feſtgeſetzten Dienſtſtunden 
kann in Ortsnetzen für Handbetrieb ſtattgegeben werden, wenn die Antragſteller ſich zur Deckung der 
Koſten verpflichten. In Ortsnetzen mit mehr als 200 Hauptanſchlüſſen werden die Koſten von allen 
Teilnehmern nach der Zahl ihrer Hauptanſchlüſſe anteilmäßig erhoben, wenn die Gemeindevertretungen 
der Orte, in deren Bereich die Mehrzahl der Hauptanſchlüſſe liegt, dies beantragen und den Nachweis 
erbringen, daß die Inhaber von mindeſtens einem Drittel der Hauptanſchlüſſe des Ortsnetzes dieſem 
Antrag zuſtimmen. 
§ 4. 


5 Die Hauptanſchlüſſe. ; 

I. Der Hauptanſchluß beſteht aus der techniſchen Einrichtung bei der Vermittlungsſtelle, der 
Anſchlußleitung und der dazugehörigen Sprechſtelleneinrichtung beim Teilnehmer. Die Teilnehmerſprech⸗ 
ſtellen, bei denen die zur Vermittlungsſtelle führenden Anſchlußleitungen endigen, ſind Hauptſtellen. 

Sind mehrere Hauptanſchlußleitungen beim Teilnehmer ſo geſchaltet, daß ſie wahlweiſe benutzt 
werden können, ſo wird für jeden Arbeitsplatz der Hauptſtelle nur ein Sprechapparat ohne beſondere 
Gebühr geliefert. Bei Hauptanſchlüſſen mit Reihenſchaltung gilt nur ein Reihenapparat als Hauptſtelle. 

II. Für jeden Hauptanſchluß werden ein einmaliger Zuſchuß zu den Koſten des Hauptanſchluſſes 
(Einrichtungsgebühr $ 9) und Ortsgeſprächsgebühren ($ 16, II) erhoben. 

III. Hauptanſchlüſſe dürfen mit Geſprächen in abgehender und ankommender Richtung nicht derart 
belaſtet ſein, daß ſie bei beſonderer Prüfung unverhältnismäßig oft beſetzt befunden werden. Bei der 
beſonderen Prüfung wird an ſechs aufeinanderfolgenden Werktagen feſtgeſtellt, wie oft die Hauptanſchlüſſe 
beſetzt befunden werden. Ergeben ſich für den Tag durchſchnittlich mehr als ſieben Beſetztfälle, ſo gelten 
die Anſchlüſſe als überlaſtet. Für Anſchlüſſe, die bei der Vermittlungsſtelle ſo geſchaltet ſind, daß ſie 
wahlweiſe benutzt werden können, wird ein Beſetztfall nur dann angerechnet, wenn ſie alle gleichzeitig 
beſetzt ſind. Hat die Telegraphenverwaltung die Überlastung des Anſchluſſes feſtgeſtellt, ſo fordert ſie 
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den Teilnehmer auf, die Herſtellung eines weiteren Anſchluſſes zu beantragen. Der Teilnehmer hat das 
Recht, binnen 10 Tagen eine nochmalige Prüfung zu verlangen. Verzichtet er darauf oder hat die 
nochmalige Prüfung das gleiche Ergebnis, ſo iſt der Teilnehmer verpflichtet, der Aufforderung der 
Telegraphenverwaltung innerhalb eines Monats nachzukommen. Andernfalls iſt die Telegraphen⸗ 
verwaltung berechtigt, überlaſtete Anſchlüſſe zum nächſten zuläſſigen 7 zu kündigen. 

IV. Hauptſtellen, die an die Vermittlungsſtelle eines anderen Anſchlußbereichs angeſchloſſen ſind 
($ 2, III), heißen „Ausnahme⸗Hauptſtellen“. 

Innerhalb des Anſchlußbereichs der Ortsnetze mit mehreren Vermittlungsſtellen und innerhalb der 
einheitlichen Ortsnetze ($ 2, IV) werden Ausnahme⸗Hauptanſchlüſſe nicht hergeſtellt. Das gleiche gilt, 
wenn die Vermittlungsſtelle, an die die Ausnahme-Hauptſtelle geführt werden foll, und die Vermittlungs⸗ 
ſtelle, in deren Anſchlußbereich ſie liegen würde, nach der Luftlinie gemeſſen mehr als 25 Kilometer von⸗ 
einander entfernt ſind. 

Bei Ausnahme⸗Hauptanſchlüſſen werden neben den ſonſt fälligen Gebühren erhoben 

1. ein einmaliger Koſtenzuſchuß für die Anſchlußleitung, wenn dieſe länger iſt als bei einem 
gewöhnlichen Hauptanſchluß; er wird nach dem Unterſchied der Luftlinienentfernung der 
Ausnahme-Hauptſtelle von den beiden Vermittlungsſtellen bemeſſen und beträgt für jede 
vollen oder angefangenen 100 Meter bei einem Entfernungsunterſchied 


bis, üs Kilometer schließ chin es 40 Gulden, 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchließlich JJV 6060 S Ai 
von mehr als 15 bis 25 Kilometer einfhliegih . o aaa 10055 


Der Koſtenzuſchuß wird nicht erhoben, wenn im Falle der Errichtung eines neuen Orts⸗ 
netzes vorhandene Anſchlüſſe auf Antrag bei der alten Vermittlungsſtelle bleiben; 

ein vierteljährlicher Zuſchlag zu den Koſten der Inſtandhaltung der Anſchlußleitung für die 
innerhalb des 5-Kilometer⸗Kreiſes mehr herzuſtellende Strecke; er wird nach der Luftlinie 
bemeſſen und beträgt 2,50 Gulden für jede vollen oder angefangenen 100 Meter; 

3. ein Zuſchlag für jedes der Ausnahme⸗Hauptſtelle in Rechnung geſtellte Ortsgeſpräch er 
beträgt bei Entfernungen bis zu 15 Kilometer 0,10 Gulden, von mehr als 15 bis 25 Kilometer 
0,20 Gulden. Maßgebend iſt die Luftlinienentfernung zwiſchen der Vermittlungsſtelle, an 
die die Ausnahme⸗Hauptſtelle geführt iſt, und der Vermittlungsſtelle, in deren Anſchlußbereich 
ſie liegt. Ein Zuſchlag wird nicht erhoben, wenn dieſe Vermittlungsſtellen nicht mehr als 

Kilometer voneinander entfernt ſind. 
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§ 5. 
Die Nebenauſchlüſſe. 

I. Die Teilnehmerſprechſtellen, die nach § 4, I nicht zu den Hauptſtellen zählen, find Nebenſtellen. 
Als ſolche gelten auch Mehrfachanſchluß⸗ und Reihenapparate, die in eine zu einer Nebenſtellenanlage 
führende Hauptanſchlußleitung eingeſchaltet werden können. 

Die zu derſelben Hauptſtelle gehörigen Nebenanſchlüſſe (Nebenſtellen, Nebenanſchlußleitungen, 
Anſchlußorgane) bilden mit der Hauptſtelleneinrichtung und etwa vorhandenen Anſchlußdoſen und Zuſatz⸗ 
einrichtungen zuſammen eine Nebenſtellenanlage. Als Teile einer Nebenſtellenanlage gelten auch daran 
angeſchloſſene Sprechſtellen, die zum Verkehr mit dem öffentlichen Netze nicht zugelaſſen find (Hausſtellen). 
Die näheren Beſtimmungen über die Anſchließung von Hausſtellen an eine Nebenſtellenanlage trifft die 
Telegraphenverwaltung. 

An Hauptanſchlüſſe, von denen aus dringende Staats⸗ oder dringende Preſſegeſpräche (5 e 
angemeldet werden dürfen, werden Nebenanſchlüſſe für Dritte (S 5, III A Ziffer 5, III B Ziffer 3 und 

III O Ziffer 3) nicht herangeführt, es ſei denn, daß auch der Dritte das gleiche Recht beſitzt. 
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An eine Nebenftelle werden weitere Nebenſtellen nur im Falle eines beſonderen Bedürfniſſes nach 
näherer Beſtimmung der Telegraphenverwaltung angeſchloſſen, wenn es die vorhandenen techniſchen 
Einrichtungen geſtatten. 

II. Zuläſſig ſind drei Arten von Nebenſtellenanlagen: 

A. Poſteigene Nebenſtellenanlagen. Die poſteigenen Nebenſtellenanlagen werden von 
der Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung hergeſtellt und inſtandgehalten. Sie ſind Eigentum 
der Telegraphenverwaltung und werden dem Teilnehmer nur zur Benutzung überlaſſen. 

B. Teilnehmereigene Nebenſtellenanlagen. Die teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen 
werden von der Telegraphenverwaltung oder in deren Auftrag und nach ihren Vorſchriften durch Dritte 
für Rechnung der Teilnehmer hergeſtellt. Dieſe haben der Telegraphenverwaltung die Koſten der 
Herſtellung zu erſtatten. Dadurch erwerben ſie das Eigentum an den Nebenſtellenanlagen. Der 
Eigentumserwerb kann ſich nur auf die Geſamtheit einer einzelnen Nebenſtellenanlage erſtrecken, doch 
bleiben Nebenanſchlußleitungen nach anderen Grundſtücken in der Regel Eigentum der Telegraphen⸗ 
verwaltung und werden den Teilnehmern nur zur Benutzung überlaſſen. 

Vorhandene poſteigene Nebenſtellenanlagen können von den Teilnehmern gegen Zahlung eines 
Betrags zu Eigentum erworben werden, der dem Neuwert der Anlage im Zeitpunkt der Vereinbarung 
entſpricht. In dieſem Falle wird die Nebenſtellenanlage vor der Übergabe von der Telegraphen- 
verwaltung für eigene Rechnung ſo inſtandgeſetzt, daß ſie in ihrer Betriebsfähigkeit einer neuen Anlage 
gleichwertig iſt. Läßt ſich dies aus techniſchen Gründen nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Koſten 
durchführen, ſo kann die Telegraphenverwaltung den Erwerb des Eigentums an der Anlage durch den 
Teilnehmer ablehnen. Von dem Betrage des Neuwerts werden gegebenenfalls die von dem Teilnehmer 
innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem Zeitpunkt der Vereinbarung für die Nebenſtellenanlage gezahlten 
Koſtenzuſchüſſe und Einrichtungsgebühren abgezogen. Mehr als der vierte Teil des Neuwerts wird aber 


in keinem Falle abgerechnet. 


Erweiterungen, Erneuerungen, Verlegungen und ſonſtige Anderungen der Nebenſtellenanlagen oder 
einzelner Teile derſelben dürfen nur von der Telegraphenverwaltung oder in deren Auftrag und nach 
ihren Vorſchriften durch Dritte vorgenommen werden. Die Teilnehmer haben der Telegraphenverwaltung 
die dadurch erwachſenden Koſten zu erſtatten. Die Telegraphenverwaltung kann fordern, daß Neben⸗ 
ſtellenanlagen vollſtändig oder teilweiſe erneuert oder verändert werden, wenn ihr Zuſtand infolge 
Abnutzung zu Betriebsſchwierigkeiten führt oder eine Anderung der Betriebsweiſe im öffentlichen Netze 
dies bedingt. Kommen die Teilnehmer dieſer Forderung nicht nach, ſo kann die Telegraphenverwaltung 
den Teilnehmern das Recht auf Benutzung der Nebenſtellenanlagen zum Verkehr mit dem öffentlichen 
Netze entziehen. 

Die Inſtandhaltung der Nebenſtellenanlagen iſt in der Regel Sache der Telegraphenverwaltung. 
Der Teilnehmer kann jedoch ermächtigt werden, die Inſtandhaltung unter Leitung und Aufſicht der 
Telegraphenverwaltung durch eigenes, von der Telegraphenverwaltung zugelaſſenes Perſonal vorzu⸗ 
nehmen. In dieſem Falle ermäßigen ſich die Gebühren für teilnehmereigene Einrichtungen, die auf ein 
Drittel der Gebühr für gleichartige poſteigene Einrichtungen feſtgeſetzt find (§ 5, III B Ziffer 1 und 4, 
8 6, V Ziffer 2 b, 3 b und 4 b, § 7, VB und 8 8, VB), auf ein Sechſtel. 

©. Private Nebenftellenanlagen. Die privaten Nebenſtellenanlagen werden von den 
Teilnehmern oder in deren Auftrag durch Dritte hergeſtellt und inſtandgehalten. , 

Die Anſchließung privater Nebenſtellenanlagen an das öffentliche Netz und die Anderung von 
Schaltungen oder die Ausführung von Zuſatzſchaltungen bei ſolchen Anlagen bedürfen der vorherigen 
Genehmigung der Telegraphenverwaltung. Für private Nebenſtellenanlagen errichtet und unterhält die 
Telegraphenverwaltung auf Antrag poſteigene Nebenanſchlüſſe und poſteigene Leitungen für den Verkehr 
mit dem öffentlichen Netze. Die Anſchließung privater Nebenſtellen an poſteigene Nebenſtellenanlagen 
oder teilnehmereigene Nebenſtellenanlagen iſt nicht geſtattet. Bei den Stellen mit privaten Neben 
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anſchlüſſen iſt vielmehr die Beſchaffung und Inſtandhaltung der geſamten Betriebseinrichtungen Sache 
der Teilnehmer, die Telegraphenverwaltung beſchafft und unterhält nur die Prüfſchalter für die poſt⸗ 
eigenen Anſchlüſſe und Leitungen und die für den eigenen Inſtandhaltungsdienſt bei den Hauptſtellen 
erforderlichen Sprechapparate und Zuführungen. 

Die privaten Nebenſtellenanlagen, Schaltungsänderungen und Zuſatzſchaltungen werden nur dann 
genehmigt, wenn ſie den von der Telegraphenverwaltung zugelaſſenen Schaltungszeichnungen und 
Beſchreibungen und den von ihr feſtgeſetzten Anforderungen entſprechen und wenn etwaige zu den 
Anlagen gehörige private Leitungsverbindungen zwiſchen getrennten Grundſtücken den Ausbau des 
öffentlichen Netzes nicht beeinträchtigen. Die Telegraphenverwaltung iſt befugt, jederzeit prüfen zu laſſen, 
ob die Anlagen den Genehmigungsbedingungen noch entſprechen. Iſt dies nicht der Fall, ſo kann die 
Telegraphenverwaltung den Teilnehmern das Recht auf Benutzung der Nebenſtellenanlagen zum Verkehr 
mit dem öffentlichen Netze entziehen. 


Für jede Zulaſſung von Zeichnungen und Beſchreibungen einer Schaltung, einer Schaltungs⸗ 
änderung oder einer Zuſatzſchaltung wird eine einmalige Gebühr erhoben, deren Höhe die Telegraphen⸗ 
verwaltung beſtimmt. 


Die Genehmigung zur erſtmaligen Anſchließung einer privaten Nebenſtellenanlage, zur Anderung 
einer Schaltung oder zur Ausführung einer Zuſatzſchaltung ift ſpäteſtens drei Wochen vorher unter 
Vorlegung eines Verzeichniſſes der Nebenanſchlüſſe und einer Ausfertigung der zugelaſſenen Schaltungs⸗ 
zeichnungen und Beſchreibungen bei dem Telegraphenamt oder dem Poſtamt nachzuſuchen, dem die 
Vermittlungsſtelle unterſteht. Die Anträge müſſen auf dem von der Telegraphenverwaltung dafür 
vorgeſchriebenen Vordruck eingereicht werden. Für die Anſchließung von Nebenſtellen an bereits 
genehmigte Anlagen genügt, wenn ſich die Schaltungszeichnungen und Beſchreibungen nicht ändern, eine 
vorherige ſchriftliche Anmeldung. Bei der Anſchaltung von Nebenanſchlüſſen ohne Vorwiſſen der 
Telegraphenverwaltung iſt dieſe, unbeſchadet einer etwaigen Verfolgung nach den Strafgeſetzen, berechtigt, 
die Beſtimmung des § 28, II anzuwenden. 


III. Die Gebühren werden wie folgt feſtgeſetzt: 
A. Bei poſteigenen Nebenſtellenanlagen werden vierteljährlich erhoben: 
1. für jede Nebenſtelle 


a) mit gewöhnlichem Apparat oder mit Selbſtanſchlußapparae 7,50 Gulden, 
b) mit Mehrfachanſchlußapparat 
(Rückfrageapparat) für 2 Leitungee n 12,.— EN 
türe3sCoungeie ee eh ee 15,— 7 5 
für jede poſteigene Hausſtelle, die mit den übrigen Nebenſtellen verkehren 
eff TERN BROT 5,50 755 
für jede poſteigene Hausſtelle, die nur mit den Hausſtellen verkehren darf... 7,50 7 


2. für jede vollen oder angefangenen nach der Luftlinie gemeſſenen 100 Meter 
Doppelleitung eines Nebenanſchluſſes mit gewöhnlichem Apparat, mit Selbſt⸗ 
anſchlußapparat oder mit Mehrfachanſchlußapparat ſowie eines poſteigenen 
Gasan Ne Aae re ee 9 2,50 9 5 

3. für jedes belegte Anſchlußorgan, abgeſehen von denen, die bei der Hauptſtelle 
durch Hauptanſchlußleitungen belegt find, bei Hand- oder Selbſtanſchlußbetrieb 
der Nebenſtellenaſa ge 88 2,50 60 

8 Bei beſonders koſtſpieligen Nebenſtellenanlagen, z. B. Anlagen mit 
Vielfachklinkenfeld, mit Glühlampenſchränken, mit außergewöhnlich ſtarkem Gleichzeitig⸗ 
keitsverkehr, wird nach näherer Feſtſetzung der Telegraphenverwaltung ein einmaliger Koſten⸗ 
zuſchuß und eine jährliche Zuſchlaggebühr erhoben; 
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4. bei Reihenſchaltung 
a) für jede Hauptſtelle mit einem Reihenapparat, ohne Rückſicht auf die 


Zahl der Hau taſiſch]f ne ae 15, — Gulden, 
b) für jede Nebenſtelle mit einem Reihenapparat, der eingerichtet iſt 

für ! NESTEN aA a E ER Ee aE O E 20, — 17 85 

FF) Son. ee ee ee 25, — 1 

5 3 d 30 EA 

„5B 02.20 ee er 40,— 0 


c) für jede vollen oder angefangenen, nach der wirklichen Länge gemeſſenen 
10 Meter der zur Verbindung der Apparate dienenden Leitungskabel 
bei Verwendung von Reihenapparaten, die eingerichtet ſind 


me n ee en ee 1,50 I, 

os Ytmtsfetuingen 2,.— 1 
7 5 JJV 2,50 Be 
bis 6 Amtsleitung... 3,.— 11 


ein Sihlagd igiünfgügaAa 8 2 
5. für jede Nebenſtelle eines Dritten (Nebenſtelle in den Wohn- oder Geſchäfts⸗ 
räumen einer anderen Perſon als des Inhabers des Hauptanſchluſſes) ein 


Hüſchleg var ee 2,50 79 9 
6. für jede poſteigene Sprechſtelle, die zu Geſprächen mit privaten Hausſtellen 
mitbenutzt werden kann, ein Zuſchlag ṽocok n 2,50 a 


B. Bei teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen werden vierteljährlich erhoben: 
1. für die Inſtandhaltung ein Drittel der Gebühren nach A Ziffer 1 bis 4, jedoch haben die 
Teilnehmer die Koſten der Stromverſorgung voll zu tragen; 
2. für poſteigene Nebenanſchlußleitungen nach anderen Grundſtücken die Gebühren nach A 
Ziffer 2 oder A Ziffer 40. Daneben ſind die Selbſtkoſten für Arbeiten und Bauſtoffe (vgl. 
$ 13, IV nebſt AB, zu zahlen; 
3. für jede Nebenſtelle in den Wohn- oder Geſchäftsräumen einer anderen Perſon der volle 
Zuſchlag nach A Ziffer 5; 
4. für jede teilnehmereigene Sprechſtelle, die zu Geſprächen mit privaten Hausſtellen mitbenutzt 
werden kann, ein Drittel des Zuſchlags nach A Ziffer 6. Nr 
C. Bei privaten Nebenſtellenanlagen werden vierteljährlich erhoben: 
1. für jeden privaten Nebenanſchluß in den Wohn- oder Geſchäftsräumen des Inhabers des 
fs 8 8, — Gulden; 
2. für poſteigene Nebenanſchlüſſe, Nebenanſchlußleitungen und Zuſatzeinrichtungen dieſelben 
Gebühren wie für die gleichen Einrichtungen in poſteigenen Nebenſtellenanlagen. Daneben iſt 
die Einrichtungsgebühr nach § 9 zu zahlen; 
3. für jede Nebenſtelle in den Wohn- oder Geſchäftsräumen einer anderen Perſon der Zuſchlag 
nach A Ziffer 5. : 
IV. Nebenſtellen, die im Anſchlußbereich eines anderen Ortsnetzes (§ 2, III) als die Sprechſtelle 
liegen, an die ſie angeſchloſſen ſind, heißen „Ausnähme⸗Nebenſtellen“. 
Ausnahme⸗Nebenanſchlüſſe und Nebenanſchlüſſe zu Ausnahme⸗Hauptanſchlüſſen ſind nur für den 
Inhaber des Hauptanſchluſſes zuläſſig. Auch für dieſen werden Ausnahme⸗Nebenanſchlüſſe nicht hergeſtellt, 
wenn die Vermittlungsſtelle, in deren Anſchlußbereich die Hauptſtelle liegt, und die Vermittlungsſtelle , 


t 
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in deren Anſchlußbereich die Ausnahme-Nebenſtelle liegen würde, nach der Luftlinie gemeſſen mehr als 
25 Kilometer voneinander entfernt ſind. 

Ausnahme⸗Nebenanſchlüſſe dürfen nur zum Austauſch von perſönlichen und geſchäftlichen Nachrichten 
des Teilnehmers benutzt werden. Die gewerbsmäßige Vermittlung von Nachrichten für Dritte iſt ver⸗ 
boten, auch darf die Benutzung von Ausnahme⸗Nebenanſchlüſſen Dritten weder gegen Bezahlung noch 
unentgeltlich geſtattet werden. 

Bei Ausnahme⸗Nebenanſchlüſſen werden neben den ſonſt fälligen Gebühren erhoben: 

1. ein einmaliger Koſtenzuſchuß für die Leitung; er wird nach der Luftlinienentfernung zwiſchen 
der Hauptſtelle und der Ausnahme⸗Nebenſtelle bemeſſen und beträgt für jede vollen oder 
angefangenen 100 Meter der Nebenanſchlußleitung bei einer Entfernung 


his zu Filder liſchließ it,, E 40 Gulden, 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchließ liche. 60 
vor mehr als 1o SNOM eret er 8 1000 „ 


1 


für den Ausfall an Ferngeſprächsgebühren ein vierteljährlicher Pauſchbetrag für jeden Neben- 
anſchluß; er beträgt bei Entfernungen von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchließlich 150 Gulden, 
von mehr als 15 bis 25 Kilometer einſchließlich 600 Gulden. Mußgebend iſt die Luft⸗ 
linienentfernung zwiſchen den Vermittlungsſtellen, in deren Anſchlußbereichen die Hauptſtelle 
und die Ausnahme⸗Nebenſtelle liegen. Ein Pauſchbetrag wird nicht erhoben, wenn diefe 
Vermittlungsſtellen nicht mehr als 5 Kilometer voneinander entfernt ſind. 


8 6. 
i Die Querverbindungen. 

I. Unmittelbare Leitungen zwiſchen Hauptſtellen von Nebenſtellenanlagen ($5, T Abſatz 2) find Quer- 
verbindungen. Sie werden in der Regel nur zwiſchen Nebenſtellenanlagen im Anſchlußbereich desſelben 
Ortsnetzes zugelaſſen. Querverbindungen dürfen mit Hauptanſchlüſſen zur Führung von Geſprächen mit 
dem öffentlichen Netze nur zuſammengeſchaltet werden, wenn ſich daraus für den Betrieb keine Schwierig⸗ 
keiten ergeben. Eine Zuſammenſchaltung mit Hauptanſchlüſſen ift jedoch nicht zuläſſig und durch techniſche 
Einrichtungen zu verhindern bei einer Nebenſtellenanlage, die zur Anmeldung dringender Staats- oder 
dringender Preſſegeſpräche ($ 17, VI) berechtigt ift, es fei denn, daß auch die andere Nebenſtellenanlage 
das gleiche Recht beſitzt. 

II. Die Querverbindungen werden, abgeſehen von den Ausnahmen unter III und IV, von der 
Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung hergeſtellt und inſtandgehalten. Sie ſind Eigentum der 
Telegraphenverwaltung und werden den Teilnehmern nur zur Benutzung überlaſſen (poſteigene Quer⸗ 
verbindungen). 

III. Querverbindungen, durch die teilnehmereigene Nebenftellenanlagen auf demſelben Grunbſtück 
zuſammengeſchloſſen werden, können nach Maßgabe der Beſtimmungen in § 5, IB teilnehmereigene 
Querverbindungen werden. 

IV. Die Teilnehmer können zwiſchen privaten Nebenſtellenanlagen auf demſelben Grundſtück Quer⸗ 
verbindungen auch durch Dritte unter den gleichen Bedingungen wie für private Nebenanſchlüſſe ($ 5, 
II OC) herſtellen und inſtandhalten laſſen (private Querverbindungen). Für private Querverbindungen 
werden keine Gebühren erhoben. 

V. Bei poſteigenen und teilnehmereigenen Querverbindungen werden vierteljährlich erhoben: 

1. für den Ausfall an Geſprächsgebühren für jede Querverbindung ein Pauſch⸗ 
bekrag oon E A E 75,— Gulden. 
Er wird den Inhabern der Nebenſtellenanlagen je zur Hälfte angerechnet. 
Er wird nicht erhoben, wenn die unmittelbar verbundenen Nebenſtellen⸗ 
anlagen auf demſelben Grundſtück liegen; 
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2. für die Inſtandhaltung der Querverbindungsleitung für jede vollen oder 
angefangenen, nach der Luftlinie gemeſſenen 100 Meter Doppelleitung 


a) bei poſteigenen Querverbindungnn ns 2,50 Gulden 
b) bei teilnehmereigenen Querverbindungen ein Drittel der Gebühr 
unter a. 
Die Gebühr wird den Inhabern der Nebenſtellenanlagen je zur Hälfte 
angerechnet; 


3. für die durch poſteigene oder teilnehmereigene Querverbindungen belegten 
Anſchlußorgane und Linienwählerleitungen 
a) in poſteigenen Nebenſtellenanlagen die gleichen Gebühren wie bei 
Nebenanſchlüſſen ($ 5, III A), 
b) in teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen ein Drittel der Gebühren 
unter a; 
4. für jede poſteigene oder teilnehmereigene Sprechſtelle, die über eine Quer⸗ 
verbindung zu Geſprächen mit privaten Hausſtellen mitbenutzt werden kann, 
a) bei poſteigenen Sprechſtellen ein Zuſchlag voa n 2,50 
b) bei teilnehmereigenen Sprechſtellen ein Drittel dieſes Zuſchlags. 
Die Zuſchläge werden nicht erhoben, wenn für die Sprechſtelle ſchon der 
Zuſchlag nach § 5, III A Ziffer 6 oder § 5, III B Ziffer 4 zu zahlen iſt. 

VI. Ausnahmsweiſe werden poſteigene Querverbindungen auch zwiſchen den Hauptſtellen von Neben⸗ 
ſtellenanlagen in den Anſchlußbereichen verſchiedener Ortsnetze zugelaſſen (Ausnahme⸗ Querverbindungen), 
wenn die Antragſteller ein dringendes wirtſchaftliches Bedürfnis nachweiſen. Die Telegraphenverwaltung 
kann die Herſtellung von Ausnahme⸗Querverbindungen ablehnen, wenn die Vermittlungsſtellen, in deren 
Anſchlußbereichen die zu verbindenden Hauptſtellen der Nebenſtellenanlagen liegen, in der Luftlinie mehr 
als 25 Kilometer voneinander entfernt find. ö 

Ausnahme⸗Querverbindungen dürfen nur zum Austauſch von perſönlichen und geſchäftlichen Nach⸗ 
richten der Inhaber benutzt werden. Die gewerbsmäßige Vermittlung von Nachrichten für Dritte iſt 
verboten. Auch darf die Benutzung von Ausnahme⸗Querverbindungen Dritten weder gegen Bezahlung 
noch unentgeltlich geſtattet werden. 

Bei Ausnahme⸗Querverbindungen werden erhoben: 

1. ein einmaliger Koſtenzuſchuß für die Leitung. Er wird nach der Entfernung zwiſchen den 
beiden Hauptſtellen der Nebenſtellenanlagen bemeſſen und beträgt für jede vollen angefangenen 
100 Meter der Querverbindungsleitung bei einer Entfernung 


bis zu 5 Kilometer einfhliegßih .. hh 40,— Gulden, 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchließlichhch e 60, — „ 
von mehr als 15 bis 50 Kilometer einſchließlii e 100, — „ „ 
Volt mehr als 50 filome tte E 160. — „ 


Die Entfernungen bis zu 25 Kilometer werden nach der Luftlinie gemeſſen. Die übrigen 
Entfernungen werden nach dem Taxquadratverfahren berechnet, mindeſtens wird jedoch eine 
Entfernung von 25 Kilometer angeſetzt. Dabei werden die Taxquadrate der Orte zugrunde 
gelegt, in denen die Hauptſtellen der Nebenſtellenanlagen liegen; 

2. für den Ausfall an Ferngeſprächsgebühren ein vierteljährlicher Pauſchbetrag für jede Quer⸗ 
verbindung; er beträgt bei Entfernungen 


bis zu 15 Kilometer einſchließlickchc e. 150, — Gulden, 
von mehr als 15 bis 25 Kilometer einſchließlichc eee 600, — „ , 
von mehr als 25 bis 50 Kilometer einſchließlickch eee 2500, — „ , 


von mehr als 50 bis 100 Kilometer einſchließlich 
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Maßgebend ift die Entfernung zwiſchen den Vermittlungsſtellen, in deren Anſchlußbereichen 
die Hauptſtellen der Nebenſtellenanlagen liegen. Die Entfernungen bis zu 25 Kilometer werden 
nach der Luftlinie gemeſſen. Die übrigen Entfernungen werden nach dem Taxquadratverfahren 
berechnet, mindeſtens wird jedoch der Pauſchbetrag nach dem Satze für Entfernungen von 
mehr als 25 bis 50 Kilometer einſchließlich erhoben. 
Der Pauſchbetrag wird den Inhabern der Nebenſtellenanlagen je zur Hälfte angerechnet. 
3. Daneben werden die Gebühren nach V Biffer 2 a, 3 und 4 erhoben, doch werden die Leitungen 
nach den Beſtimmungen unter Ziffer 1 Abſ. 2 gemeſſen. 

Ausnahme⸗Querverbindungen, durch die mehr als 25 Kilometer voneinander entfernte Hauptſtellen 
von Nebenſtellenanlagen verbunden ſind, werden auf eine Mindeſtdauer von 5 Jahren überlaſſen. Fällt 
das Ende der Mindeſtdauer nicht mit dem Ablauf eines Kalendervierteljahrs zuſammen, jo endet fi 
mit deſſen Ablauf. Die Telegraphenverwaltung iſt jedoch berechtigt, ſolche Ausnahme-⸗Querverbindungen 
ſchon vorher zum Ende eines Kalendervierteljahrs unter Einhaltung einer Friſt von 3 Monaten zu 
kündigen, wenn dies aus zwingenden Betriebsgründen oder mit Rückſicht auf das öffentliche Wohl ge⸗ 
boten iſt. In dieſem Falle wird demjenigen, der den Koſtenzuſchuß geleiſtet hat, für jedes Viertel- 
jahr, das an der Mindeſtdauer fehlt, ein Zwanzigſtel des Koſtenzuſchuſſes zurückgezahlt. In gleicher 
Weiſe kann die Telegraphenverwaltung verfahren, wenn die Vorausſetzungen des § 27, VI gegeben find. 
In allen anderen Fällen findet eine Rückzahlung nicht ſtatt. 


8 * 
Die Anſchlußdoſen. 

J. Bei den Haupt- und Nebenanſchlüſſen werden an Stelle der mit den Leitungen feſt verbundenen 
Sprechapparate Anſchlußdoſen zur Einſchaltung tragbarer Apparate zugelaſſen. Die Haupt- oder Neben: 
anſchlußleitung endigt an der erſten Anſchlußdoſe. Die Zahl der zu einem Haupt- oder Nebenanſchluß 
gehörigen Anſchlußdoſen iſt nicht beſchränkt, doch müſſen ſie ſich in demſelben Gebäude befinden. 

II. Die Anſchlußdoſenanlagen werden, abgeſehen von den Ausnahmen unter III und IV, von 
der Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung hergeſtellt und inſtandgehalten. Sie ſind Eigentum der 
Telegraphenverwaltung und werden den Teilnehmern nur zur Benutzung überlaſſen (poſteigene Anſchluß⸗ 
doſenanlagen). 

III. In teilnehmereigenen Nebenftellenanlagen ($5, II B) müſſen Anſchlußdoſenanlagen teilnehmer⸗ 
eigen ſein. Im übrigen ſind teilnehmereigene Anſchlußdoſenanlagen nicht zuläſſig. 

IV. Die Teilnehmer können bei privaten Nebenſtellenanlagen die nach I zuläſſigen Anſchlußdoſen 
auch durch Dritte unter den gleichen Bedingungen wie für private Nebenanſchlüſſe ($ 5, II C) herſtellen 
und inſtandhalten laſſen (private Anſchlußdoſenanlagen). 

V. Die Gebühren werden wie folgt feſtgeſetzt: 

A. Bei poſteigenen Anlagen werden vierteljährlich erhoben: 


far ie Achs EEE TERN E 1, — Gulden; 
2. für jede vollen oder angefangenen nach der Luftlinie gemeſſenen 100 Meter 
jeder Anſchnß dpi, 8 250 ai 


Maßgebend für die Gebührenberechnung iſt die Summe der Luftlinien⸗ 
entfernungen zwiſchen den einzelnen Anſchlußdoſen; ; 
3. für jeden tragbaren Apparat gewöhnlicher Bauart, der nicht gleichzeitig als 
Hauptſtellenapparat benutzt wird: „„ „„ NS 
4. für jeden mit der Anſchlußdoſenanlage verbundenen beſonderen Wecker die 
Gebühren nach $ 8, V A Abſ. 1 Ziffer 8 oder 9. 
Hauptanſchlüſſe mit Anſchlußdoſen müſſen mit einem beſonderen Wecker ausgerüſtet ſein. ; 
B. Bei teilnehmereigenen Anlagen wird für die Inſtandhaltung ein Drittel der Gebühren unter A 
erhoben. 
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C. Bei privaten Anlagen wird für jeden tragbaren Apparat die Gebühr für eimen Nebenanſchluß 

nach den Sätzen des § 5, III C erhoben. 
88. 
Die Zuſatzeinrichtungen. 

I. Einrichtungen, die über die von der Telegraphenverwaltung feſtgeſetzte Regelausſtattung der 
Anſchlüſſe hinausgehen, ſind Zuſatzeinrichtungen. Sie ſind für gewöhnlich nur auf dem Grundſtück der 
Sprechſtelle zuläffig, zu der ſie gehören. 

II. Die Zuſatzeinrichtungen werden, abgeſehen von den Ausnahmen unter III und IV, von der 
Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung hergeſtellt und inſtandgehalten. Sie ſind Eigentum der 
Telegraphenverwaltung und werden den Teilnehmern nur zur Benutzung überlaſſen (poſteigene Zuſatz⸗ 
einrichtungen). 

III. In teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen ($ 5, II B) müſſen Zuſatzeinrichtungen teilnehmer⸗ 
eigen ſein. Im übrigen ſind teilnehmereigene Zuſatzeinrichtungen nicht zuläſſig. 

IV. Die Teilnehmer können bei privaten Nebenſtellenanlagen Zuſatzeinrichtungen auch durch Dritte 
unter den gleichen Bedingungen wie für private Nebenanſchlüſſe (§ 5, II C) herſtellen und inſtandhalten 
laſſen (private Zuſatzeinrichtungen). Für private Zuſatzeinrichtungen werden keine Gebühren erhoben. 

V. Die Gebühren für Zuſatzeinrichtungen auf dem Grundſtück der Sprechſtelle werden wie folgt 
feſtgeſetzt: 

A. Bei poſteigenen Zuſatzeinrichtungen werden vierteljährlich erhoben: 


1. für einen Wechſelſchalter (Schalter mit zwei Doppelkontakten .» -> 1,— Gulden; 
2. für einen zweiten Fernhörer gewöhnlicher AAk! 8 11 
3 für een offer rr a a a 2 E E 
4. für einen mit Wechſelſchalter angeſchloſſenen zweiten Sprechapparat gewöhn⸗ 

licher Art neben der Gebühr unter Ziffer // 16500 
5. für ein Bruſtmikrophon mit Kopffernhö reer 500 
6. für eine zweite Hörvorrichtung an Kopffernhöreen nenn WWW 
7. für einen Handapparat (Mikrotelephon :::: 3 S 
Ser emen een Wenn 8 UN 
e aropen Meder u er een SIDE S 
10. für eine Fallſcheibe (Klappenrelai jn 2 
11. für einen beſonderen Kurbelindult rr S 3% EE R ES 
12. für eine Rufſtromeinrichtung (Polwechſler oder beſondere Rufſtromleitung) .. 10, — „ 5 
13. für einen Ticker (Vorrichtung in einer Nebenſtellenanlage, die anzeigt, ob bei 


der Hauptſtelle mitgehört wird) oder für eine Vorrichtung, die das Mithören 
bei der Hauptſtelle verhindert . 3,5 
14. für einen Summer, der in Linienwählerleitungen von Reihenanlagen anzeigt, 
daß ein Nebenanſchluß mit gewöhnlichem Apparat (Außennebenanſchluß) oder 
eite Aier verbindung beſetzt ff 8 2,50 
15. für Mithöreinrichtungen (einſchließlich etwaiger beſonderer Sperrzeichen in der 
Mithörſtelle), für jede Stelle und für jede Leitung 2,50 
16. für jedes volle oder angefangene Meter Leitungsſchnur, ſoweit die Länge 
2 Meter überſteigt, für je 5 Adern oder einen Teil daooe nnn W 
Die Koſten der Stromverſorgung, die beim Betrieb von Weckern in Verbindung mit Fallſcheiben 
(Ziffer 10) erwachſen, haben die Teilnehmer zu tragen. 
B. Bei teilnehmereigenen Zuſatzeinrichtungen wird für die Inſtandhaltung ein Drittel der Gebühren 
nach A Abſatz 1 erhoben. Die Beſtimmung unter A Abf. 2 gilt auch für teilnehmereigene Zuſatz⸗ 
einrichtungen. 
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VI. Für die bei poſteigenen Sprechſtellen vorhandenen Zuſatzeinrichtungen, die früher für Rechnung 
der Teilnehmer beſchafft und in deren Eigentum übergegangen ſind, werden an Stelle der bisher vom Teil⸗ 
nehmer zu erſtattenden Inſtandhaltungskoſten die Gebühren unter V erhoben. 


8 9. 
Die Einrichtungsgebühr. 
I. Die Einrichtungsgebühr (5 4, II) beträgt: 


bei Hauptanſchlüſſen für jeden Anſchuun ß 88 100 Gulden, 
2. bei poſteigenen Nebenſtellenanlagen 
a) für jede Sprechſtelle, abgeſehen von der Hauptſtelllle 50 1 
für jede Sprechſtelle außerhalb des Gebäudes der Hauptſtelle außerdem 
Ein Zuüſchlag gs... EL 50 7 


b) für jedes belegte Anſchlußorgan, abgeſehen von denen, die bei der Haupt⸗ 
ſtelle durch Hauptanſchlußleitungen belegt werden, 


bei Handbetrieb für das 1. bis 20. Anſchlußorgaeg””nns 30 nen, 
„ er o E 25 LER 25 57 8 

r A AR S 20 1755 

bei Selbſtanſchlußbetrieb für das 1. bis 20. Anſchlußorgan 75 az 
EA) N 00 1 

„jedes weitere 50 ER, 


— für die Ermittelung der Preisſtufen für Anſchlußorgane iſt die Sume 
der Anſchlußorgane getrennt nach Hand- und Selbſtanſchlußbetrieb maß⸗ 
gebend —; 
c) für jede poſteigene Hausſtelle ſoviel wie unter a) und b); 
3. bei poſteigenen Sprechſtellen mit Mehrfachanſchlußapparat neben der Gebühr 
unter 1 oder 2 a für jeden Mehrfachanſchlußapparat 
flit Leitungennangnggs 8 30 7 0 
ber = )) 8 88 
4. bei poſteigenen Mathe agen neben der Gebühr unter 1 oder 2 a für jeden 
Reihenapparat, der eingerichtet iſt 


) für ! Altstetten 8 50 17 
6), 22 einn 8 60 77 
%%% TTT . EBEN 80 75 255 
d) „ 4 bis 6 Amtsleitungen ) SER OA RER, IH EN 130 an 


5. bei poſteigenen Querverbindungen für jedes durch eine Querverbindung belegte 
Anſchlußorgan einer poſteigenen Nebenſtellenanlage 


bei Handbetrieb für das 1. bis 20. Anſchlußorgnun nm 33 
„„ NO E80: BE EN RER SEE HR RS 2b. 

1 nn Weiterer ee 20 78 8 

bei Selbſtanſchlußbetrieb für das 1. bis 20. Anſchlußorgansn 75 16 
„ 0 5E 660 „ 

HERTEDER pee re 50 97 


— für die Ermittelung der Preisſtufen für Anſchlußorgane iſt die Summe 
der durch Nebenanſchlußleitungen und Querverbindungen derſelben Neben- 
ſtellenanlage belegten Anſchlußorgane getrennt nach Hand- und Selbſt⸗ 
anſchlußbetrieb maßgebend —; 
6. bei poſteigenen Anſchlußdoſen für jede Anſchlußd'ſ o 15 7 
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7. bei poſteigenen Zuſatzeinrichtungen 


a) für einen Wechſelſchalter (§ 8, V A Abi. 1 Ziffer ß! A R EA 4 Gulden, 
b) für einen zweiten Fernhörer gewöhnlicher Art (§ 8, V A Abſ. 1 Ziffer 2) 15 16 157 
c) für einen Kopffernhörer ($ 8, V A Abſ. 1 Ziffer 5 15 9 5 
d) für einen zweiten Sprechapparat (§ 8, V A Abf 1 Ziffer 0 ; 50 ee 
e) für ein Bruſtmikrophon mit Kopffernhörer (5 8, VA Abf. 1 Ziffer 5) . 35 11 
f) für eine zweite Hörvorrichtung am Kopffernhörer (8 8, V A Abſ. 1 Ziffer 6) 15 A 8 
g) für einen Handapparat (8 8, VA Abſ. 1 Ziffer 8 25 BR 
h) für einen kleinen Weder ($ 8, VA Abſ. 1 Hier) ee 10 5 
i) für einen großen Wecker ($ 8, VA Abſ. 1 ier) 35 7. 
k) für eine Fallſcheibe ($ 8, VA Abſ. 1 Ziffer 10 15 7 
1) für einen beſonderen Kurbelinduktor ($ 8, VA Abſ. 1 Ziffer 11) 35 Beh 
m) für eine Rufſtromeinrichtung (§ 8, V A Abf. 1 Ziffer 111 50 Be, 
n) für einen Ticker (S 8, VA Abſ. 1 Ziffer 1 none. 55 
o) für einen Summer ($ 8 VA Abſ. 1 Ziffer VASE Se EI ER IR, 15 Ri 
p) für eine Mithörvorrichtung (§ 8, V A HO Zier ß; es 21 75 
q) für jedes volle oder angefangene Meter Leitungsſchnur, ſoweit die Länge 
2 Meter überſteigt, für je 5 Adern oder einen Teil davon (8 8, VA 
Ah t e ee ren E 
II. Der Teilnehmer erwirbt durch die Zahlung kein Eigentumsrecht an den Einrichtungen. 
§ 10. 


Die Zuſchläge für Leitungen außerhalb des 5⸗Kilometer⸗Kreiſes und die Koſtenzuſchüſſe 

für beſonders koſtſpielige Leitungen und Apparate. 

I. Bei Hauptanſchlüſſen, die ſich über den 5⸗Kilometer⸗Kreis der Vermittlungsſtelle, an die ſie 
herangeführt ſind, hinaus erſtrecken, wird für die außerhalb des 5⸗Kilometer⸗Kreiſes liegende Leitung ein 
Zuſchlag erhoben. Er wird nach der Luftlinienentfernung zwiſchen der Vermittlungsſtelle und der Haupt⸗ 
ſtelle bemeſſen und beträgt für jede vollen oder angefangenen 100 Meter Doppelleitung vierteljährlich 
2,50 Gulden. 

II. Als beſonders koſtſpielig gelten Leitungen auf dem Grundſtück der Sprechſtelle, wenn ihre 
Herſtellung infolge örtlicher Verhältniſſe oder infolge von Sonderwünſchen des Teilnehmers gegenüber 
den für gewöhnlich aufzuwendenden Beträgen Mehrkoſten verurſacht, Leitungen außerhalb des Grund⸗ 


ſtücks der Sprechſtelle nur dann, wenn bei ihrer Herſtellung außergewöhnliche Geländeſchwierigkeiten, 


3. B. hohe Berge, Seen, breite Flüſſe, zu überwinden oder zu umgehen ſind. Für ſolche Leitungen hat 
der Teilnehmer einen einmaligen Koſtenzuſchuß in Höhe der Mehrkoſten zu entrichten; außerdem hat er 
bei beſonders koſtſpieligen Leitungen außerhalb des Grundſtücks der Sprechſtelle die Mehrkoſten der 
Inſtandhaltung zu erſtatten. N 


Müſſen zur Herſtellung von Leitungen mehr als fünf Stangen neu aufgeſtellt werden, ſo haben 4 


die Antragſteller als Zuſchuß zu dem Aufwand für die neue Linie die Koſten für die Stangen und ihre 
Aufſtellung zu erſetzen. Die erſten fünf Stangen bleiben außer Anſatz. Der Teilnehmer erwirbt durch 
die Zahlung des Zuſchuſſes kein Eigentumsrecht an den Stangen und keinen Anſpruch auf volle oder 
anteilmäßige Erſtattung des Koſtenzuſchuſſes im Falle der Aufhebung ſeiner Anlagen oder im Falle der 
Mitbenutzung des Geſtänges für andere Leitungen. : 0 
III. Als beſonders koſtſpielig gelten Apparate, deren Beſchaffung infolge ihrer von der Neger 
ausſtattung abweichenden Bauart, z. B. Grubenapparate, Mehrkoſten verurſacht. Für ſolche Apparate 
hal der Teilnehmer einen einmaligen Koſtenzuſchuß in Höhe der Mehrkoſten zu zahlen; außerdem hat 
er die Mehrkoſten der Inſtandhaltung zu erjtatten. N 2 
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$ 11. 
Die Fernſprechteilnehmer. 

Fernſprechteilnehmer, d. h. Inhaber eines Hauptanſchluſſes, können ſein: natürliche und juriſtiſche 
Perſonen, Handelsgeſellſchaften, auch ſoweit ſie nicht juriſtiſche Perſonen ſind, öffentliche Behörden und 
Anſtalten des öffentlichen Rechtes ſowie nichtrechtsfähige Perſonenvereinigungen (3. B. nicht eingetragene 
Vereine, Geſellſchaften nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch), die einen außerhalb der Benutzung der Fern⸗ 
ſprechanlagen liegenden Zweck verfolgen. Vereinigungen von Perſonen, Firmen uſw., die ſich lediglich 
in der Abſicht zuſammentun, Fernſprecheinrichtungen gemeinſam zu benutzen, ſind zuläſſig; Teilnehmer 
ſind in ſolchen Fällen diejenigen, in deren Räumen ſich die Hauptſtellen befinden. Der Inhaber eines 
Hauptanſchluſſes iſt auch Inhaber der damit verbundenen Nebenanſchlüſſe; Dritte, denen die Inhaber 
von Hauptanſchlüſſen Nebenanſchlüſſe überlaſſen, ſind nicht Teilnehmer. 

§ 12. 
Die Herſtellung der Anſchlüſſe. 

J. Die Anträge auf Herſtellung von Hauptanſchlüſſen, Nebenanſchlüſſen und Querverbindungen 
müſſen auf dem von der Telegraphenverwaltung dafür vorgeſchriebenen Vordruck eingereicht werden. 
Werden ſolche Anträge oder Anträge auf Anbringung von Anſchlußdoſen oder Zuſuͤtzeinrichtungen vor 
der Übergabe der beantragten Einrichtung zurückgezogen, ſo hat der Antragſteller der Telegraphen— 
verwaltung die von ihr ſchon aufgewendeten often, mindeſtens 2 Gulden für nutzloſe Verwaltungs- 
arbeit, zu erſtatten. 

; II. Wer die Herſtellung eines Haupt- oder eines Nebenanſchluſſes beantragt, hat nach näherer 
Beſtimmung der Telegraphenverwaltung die ſchriftliche Genehmigung des Grundſtückseigentümers zur 
Benutzung des anzuſchließenden Grundſtücks und der darauf befindlichen Gebäude für die Einführung 

der Leitungen und für die Einrichtung der Sprechſtellen beizubringen. Die Genehmigung hat ſich auch 
auf die Anbringung aller zur Herſtellung, Inſtandhaltung und Erweiterung des Telegraphen- und Fern⸗ 
ſprechnetzes erforderlichen Vorrichtungen (Geſtänge, Stützen, Kabel nebſt Zubehör uſw.) zu erſtrecken. 
Das Vorliegen der Genehmigung des Eigentümers iſt Bedingung für die Herſtellung der Anſchlüſſe. 

Ausbeſſerungsarbeiten, die in den Innenräumen infolge der Aufhebung von Fernſprecheinrichtungen 
erforderlich werden, ſind Sache des Teilnehmers. 

III. Die Telegraphenverwaltung kann die Herſtellung von Anſchlüſſen von der Vorauszahlung 
der Gebühr für die in dem Ortsnetz geltende Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche (Geb § 6, Abſ. 4) für 
6 Monate abhängig machen. Iſt ein früherer Anſchlußinhaber mit ſeinen Verpflichtungen im Rückſtand, 
ſo wird ihm ein neuer Anſchluß erſt nach deren Erfüllung gewährt. 

IV. Die Anträge auf Herſtellung neuer und auf Erweiterung beſtehender Anſchlüſſe werden nach 
beſtimmten Bauplänen in der Regel nach der Reihenfolge der Anmeldungen erledigt. 

Auf Verlangen des Teilnehmers können jedoch Anträge mit Vorrang berückſichtigt werden, wenn 
der Teilnehmer ein begründetes Bedürfnis e Für die Berückſichtigung mit Vorrang wird — auch 
bei teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen ($ 5, II B) — ein Zuſchlag in Höhe von 50 vom Hundert zu 
den Einrichtungsgebühren nach § 9, ! erhoben. 

V. Der Teilnehmer hat kein Recht auf Überlaſſung von Apparaten einer beſtimmten Ausführung 
und auf eine beſtimmte Rufnummer. Dieſe kann im Bedarfsfall aus Betriebsrückſichten von der 
Telegraphenverwaltung geändert werden. : 

§ 13. 
Die Verlegungen, die Umwandlungen, die Auswechſlungen und andere Arbeiten 
an den Fernſprecheinrichtungen der Teilnehmer ſowie die Übertragungen. 


I. Eine Verlegung liegt vor, wenn Fernſprecheinrichtungen desſelben Teilnehmers oder Teile davon 
nach einer anderen Stelle desselben Gebäudes oder desſelben Grundſtücks oder nach einem anderen 
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Grundſtück desſelben Ortsnetzes verbracht werden. Ausnahme⸗Hauptſtellen dürfen auch in den Bereich 
des Ortsnetzes verlegt werden, an das ſie angeſchloſſen find; Ausnahme-⸗Nebenſtellen dürfen auch in den 
Bereich des Ortsnetzes verlegt werden, in dem die Hauptſtelle liegt. Die Anträge auf Verlegung von 
Sprechſtellen müſſen auf dem von der Telegraphenverwaltung dafür vorgeſchriebenen Vordruck eingereicht 
werden. Die Beſtimmungen im $ 12, II gelten ſinngemäß auch für Verlegungen. 

II. Eine Umwandlung liegt vor, wenn an die Stelle eines Hauptanſchluaſſes, eines Nebenanſchluſſes 
oder einer Querverbindung eine andere Fernſprecheinrichtung der vorbezeichneten Arten oder an die 
Stelle eines Nebenanſchluſſes ein Nebenanſchluß anderer Betriebsart tritt. Als Umwandlung wird es 
auch angeſehen, wenn ein Nebenanſchluß einem anderen Hauptanſchluß zugeteilt wird, ferner wenn an 
die Stelle eines zweiten Sprechapparats ein Nebenanſchluß tritt oder umgekehrt. Die vorſtehenden Be- 
ſtimmungen gelten auch für Einrichtungen verſchiedener Teilnehmer oder Antragſteller. In dieſem Falle 
muß der Antrag von den Beteiligten gemeinſam geſtellt werden. 


III. Eine Auswechſlung liegt vor, wenn Fernſprecheinrichtungen oder Teile davon, abgeſehen von 
den Fällen der Erweiterung, der Verlegung und der laufenden Inſtandhaltung, auf Antrag des Teil- 
nehmers durch andere dem gleichen Zwecke dienende Einrichtungen erſetzt werden, ohne daß dabei die 
Leitungsanlage verändert wird. Als Auswechjlung iſt es auch anzuſehen, wenn an die Stelle eines mit 
den Leitungen feſt verbundenen Sprechapparats eine Anſchlußdoſenanlage tritt oder umgekehrt. 

Der Teilnehmer hat keinen Anſpruch auf die Überlaſſung von Apparaten einer beſtimmten Aus⸗ 
führung ($ 12, V). 

IV. Für Verlegungen (1) werden die Einrichtungsgebühren nach § 9, J in Rechnung geſtellt, jedoch 
mit der Maßgabe, daß Anſchlußorgane nur bei Berlegungen von Hauptſtellen anzuſetzen ſind. Bei Ver⸗ 
legungen innerhalb desſelben Gebäudes wird eine feſte Gebühr von 35 Gulden, bei Verlegungen innerhalb 
desſelben Raumes eine ſolche von 15 Gulden für jeden Haupt⸗ oder Nebenanſchluß erhoben. Wird ein 
Nebenanſchluß, der ſich in dem Gebäude des Hauptanſchluſſes befindet, zuſammen mit dem Hauptanſchluß 
nach einem anderen Gebäude verlegt, ſo iſt als Verlegungsgebühr für den Nebenanſchluß nur der für 
Verlegungen innerhalb desſelben Gebäudes geltende Satz von 35 Gulden zu erheben. 

Für Umwandlungen (II) werden die Selbſtkoſten für Arbeiten und Bauſtoffe in Rechnung geſtellt. 
Außerdem ſind bei erforderlich werdender Benutzung von Anſchlußorganen Einrichtungsgebühren für 
Anſchlußorgane und bei erforderlich werdender Benutzung weiterer Kabeladern Zuſchläge von 50 Gulden 
für jedes Adernpaar zu erheben. 


Für Auswechſlung eines Wandapparats gegen einen Tiſchapparat und umgekehrt oder einer Ver⸗ 
mittlungseinrichtung (Klappenſchrank uſw.) bei Nebenſtellenanlagen wird eine feſte Gebühr von 10 Gulden, 
für alle übrigen Auswechſlungen eine ſolche von 5 Gulden erhoben. Sie wird nicht erhoben, wenn bei 
einer Veränderung von Fernſprecheinrichtungen Apparate, die bei den Arbeiten ohnehin abgenommen 
werden müſſen, ausgewechſelt werden und wenn der Antrag ſo rechtzeitig geſtellt worden iſt, daß beſondere 
Koſten für die Auswechſlung nicht erwachſen. : 

Für Erweiterungen, die gleichzeitig bei Verlegungen (1), Umwandlungen (II) und Auswechſlungen (III) 
ausgeführt werden, find die Einrichtungsgebühren nach $ 9, I in Rechnung zu ſtellen. 


Für andere Arbeiten an den Fernſprecheinrichtungen des Teilnehmers, wie das Abnehmen und 


Wiederanbringen von Apparaten und Innenleitungen, die Beſeitigung von Schäden, für die der Teil- 
nehmer aufzukommen hat, werden die Selbſtkoſten für Arbeiten und Bauſtoffe in Rechnung geſtellt. Für 
gleichzeitig ausgeführte Aufhebungen, das iſt die Beſeitigung gekündigter Fernſprecheinrichtungen, werden 
Koſten nicht angerechnet. 


Sind an einer Umwandlung verſchiedene Hauptanſchlußinhaber beteiligt, ſo werden die Einrichtungs⸗ ; 


| gebühren dem Hauptanſchlußinhaber angerechnet, der die durch die Umwandlung des Anſchluſſes geſchaffene 
neue Einrichtung innehat. 
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Bei der Verlegung von Ausnahme-Hauptſtellen und Ausnahme - Rebenftellen wird neben den 
Beträgen nach Abſ. 1 für jede vollen oder angefangenen, nach der Luftlinie gemeſſenen 100 Meter 
Doppelleitung der außerhalb der Gebäude neu zu verwendenden Leitungsſtrecke ein einmaliger Koſten⸗ 
zuſchuß nach dem Satze erhoben, der bei Neueinrichtungen für eine Anlage gleicher Geſamtausdehnung 
zu zahlen ift. Das gleiche gilt bei Ausnahme⸗Querverbindungen, die infolge Verlegung von Nebenſtellen⸗ 
anlagen, an die ſie herangef führt ſind, geändert werden müſſen. 

Die Beſtimmungen im § 10 finden ſinngemäß Anwendung. 

V. Eine Übertragung liegt vor, wenn ein Dritter als Wohnungs- oder Geſchäftsnachfolger an 
Stelle des bisherigen Anſchlußinhabers in das Teilnehmerverhältnis eintritt oder neben dem bisherigen 
Anſchlußinhaber als weiterer Teilnehmer hinzutritt. Eine Übertragung liegt ferner vor, wenn mehrere 
Perſonen Anſchlußinhaber ſind und eine oder ein Teil von ihnen aus dem Teilnehmerverhältnis ausſcheidet. 

Die Übertragung iſt nur mit vorheriger Genehmigung der Telegraphenverwaltung zuläſſig und 
muß unter Benutzung des von ihr dafür vorgeſchriebenen Vordrucks beantragt werden. Eine Genehmigung 
iſt jedoch nicht erforderlich, wenn das Teilnehmerverhältnis im Wege der Geſamtrechtsnachfolge 
übergeht, wenn durch Rechtsgeſchäft ein Dritter als weiterer Teilnehmer hinzutritt, oder wenn 
aus dem Kreiſe mehrerer in einem Teilnehmerverhältnis vereinigten Perſonen eine oder mehrere 
von ihnen ausſcheiden. In den Fällen, in denen eine Genehmigung nicht erforderlich iſt, muß der 
Telegraphenverwaltung binnen einem Monat Anzeige gemacht werden. Verſtößt der Teilnehmer gegen 
die Beſtimmungen dieſes Abſatzes, ſo kann die Telegraphenverwaltung nach § 28, II verfahren. 

Für jede genehmigungspflichtige Übertragung wird eine Gebühr von 10 Gulden erhoben. Dieſe 
Gebühr iſt auch zu entrichten, wenn bei Nebenanſchlüſſen ein Wechſel in der Perſon des Benutzers eintritt. 

Für die Gebühren, die zur Zeit der Übertragung fällig geworden find, haften der Übertragende 
und der neue Teilnehmer als Geſamtſchuldner. 

VI. Der Teilnehmer hat keinen Anſpruch auf Verlegung, Umwandlung oder Auswechſlung oder 
auf Vornahme anderer Arbeiten an ſeinen Fernſprecheinrichtungen zu einem beſtimmten Zeitpunkt. Die 
Verlegungen, Umwandlungen, Auswechſlungen oder anderen Arbeiten werden in der Regel nach der 
Reihenfolge der Anmeldungen erledigt. Auf Verlangen des Teilnehmers können jedoch derartige Anträge 
mit Vorrang berückſichtigt werden, wenn der Teilnehmer ein begründetes Bedürfnis nachweiſt. Für die 
Berückſichtigung mit Vorrang wird — auch bei teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen ($ 5, II B) — 
ein Zuſchlag in Höhe von 50 vom Hundert zu den nach IV, Moj. 1 bis 5 anzurechnenden Beträgen erhoben. 

VII. Wird ein Antrag auf Verlegung, Umwandlung, Auswechſlung oder Übertragung von 
Fernſprecheinrichtungen vor der Ausführung zurückgezogen, jo hat der Antragſteller der Telegraphen- 
verwaltung die von ihr ſchon aufgewendeten Koſten, mindeſtens 2 Gulden für nutzloſe Verwaltungsarbeit, 


u erſtatten. 
? ; § 14. 


Die amtlichen Feruſprechbücher. 

J. Für die Ortsnetze wird ein Verzeichnis der Teilnehmer (amtliches Fernſprechbuch) nach 5 
Beſtimmung der Telegraphenverwaltung aufgeſtellt. 

II. Von Amts wegen werden in das Verzeichnis der e gmer die Inhaber von Haußt⸗ 
anſchlüſſen und die Dritten, denen fie Nebenanſchlüſſe überlaſſen ($ 5, III A Ziffer 5, III B Ziffer 3 
und III © Ziffer 3), nach der Buchſtabenfolge eingetragen. Auf Verlangen kann die Eintragung unter- 
bleiben. Die Eintragung umfaßt den Namen, den Stand, den Beruf oder die Geſchäftsbezeichnung, die 
Wohnung und die Rufnummer, ferner auf Wunſch die Sprech- oder Geſchäftszeit und etwaige Angaben 
über Nebenanſchlüſſe des Hauptanſchlußinhabers. i 

Außer den von Amts wegen vorzunehmenden Eintragungen werden auf Antrag Hinweiſe und 
Eintragungen an anderer Stelle nach Maßgabe der Beſtimmungen im Abſ. 1 zugelaſſen. Ferner können 
auf Antrag nach dem Ermeſſen der Telegraphenverwaltung auch Perſonen, Firmen uſw. 5 
werden, die Teilnehmereinrichtungen mitbenutzen. 
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Für die Eintragung find im allgemeinen die Angaben des Teilnehmers maßgebend, doch ift die 
Telegraphenverwaltung berechtigt, Verſtöße gegen die Rechtſchreibung und Fremdwörter auszumerzen, 
allgemein verſtändliche Abkürzungen anzuwenden und aus Betriebsrückſichten Hinweiſe oder eine andere 
Faſſung behufs zweckmäßiger Einreihung in die Buchſtabenfolge zu verlangen. 

III. Bei den von Amts wegen vorzunehmenden Eintragungen (II Abſ. 1) werden für jeden 
Hauptanſchluß oder Nebenanſchluß eines Dritten drei aufeinanderfolgende Druckzeilen unentgeltlich zur 
Verfügung geſtellt. Für jede weitere Zeile werden 5 Gulden erhoben. Die Gebühr iſt für jede Auflage 
zu entrichten. 

Die gleiche Gebühr wird für jede Zeile eines Hinweiſes, einer Eintragung an anderer Stelle oder 
einer Eintragung von Perſonen, Firmen uſw. erhoben, die Teilnehmereinrichtungen mitbenutzen (II Abſ. 2). 

Der Zeitpunkt des Abſchluſſes der Vorarbeiten für die Neuausgabe des amtlichen Fernſprechbuchs 
wird rechtzeitig vorher bekanntgegeben. Er iſt maßgebend für die Fälligkeit der im Abſ. 1 feſtgeſetzten 
Gebühren. Nach dieſem Zeitpunkt hat der Teilnehmer keinen Anſpruch auf Eintragung oder Berichtigung. 
Gebührenpflichtige Eintragungen, deren Wegfall oder Anderung nicht ſpäteſtens bis zu dieſem Zeitpunkt 
beantragt wird, werden unter Berechnung der beſtimmungsmäßigen Gebühr in die neue Auflage über⸗ 

nommen. 

IV. Das Fernſprechbuch wird in der Regel alljährlich neu aufgelegt. Für jeden Hauptanſchluß 
und für jeden Nebenanſchluß eines Dritten ($ 5, III A Ziffer 5, III B Ziffer 3 und III C Ziffer 3) 
wird das Buch unentgeltlich geliefert. Es bleibt bis zur nächſten Auflage Eigentum der Telegraphen- 
verwaltung. 

Weitere Bücher auch ſolche anderer Länder ſind bei den in den Vorbemerkungen des amtlichen 
Fernſprechbuchs angegebenen Dienſtſtellen käuflich. 

8 15. 
Die öffentlichen Sprechſtellen. 

J. Sprechſtellen, die von jedermann zur Führung von Geſprächen benutzt werden können, ſind 
öffentliche Sprechſtellen; die Telegraphenverwaltung beſtimmt, ob und in welcher Form öffentliche 
Sprechſtellen errichtet und wohin ſie angeſchloſſen werden. Sie können ſich befinden 

1. bei Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten, 

2. an Orten ohne Telegraphenanſtalt in den von der Gemeinde zur Verfügung geſtellten Räumen 
(gemeindliche öffentliche Sprechſtellen), 

3. an anderen geeigneten Stellen auf Straßen und Plätzen und in öffentlichen Gebäuden. 

Auf den Betrieb der öffentlichen Sprechſtellen finden die für die Teilnehmerſprechſtellen geltenden 
Vorſchriften ſinngemäß Anwendung, ſoweit nicht beſondere Beſtimmungen getroffen ſind. 

II. Gemeindliche öffentliche Sprechſtellen werden ohne Prüfung des Bedürfniſſes und ohne Erhebung 
der Einrichtungsgebühr und laufender Gebühren auf Antrag der Gemeindevertretung errichtet, wenn die 
Gemeinde ſich verpflichtet, 
$ 1. für die Wahrung des Telegraphen- und Fernſprechgeheimniſſes nach Möglichkeit zu ſorgen; 

2. unentgeltlich: einen geeigneten Roum zur Verfügung zu ſtellen, die Sprechſtelle unter Ein⸗ 
ziehung der beſtimmungsmäßigen Gebühren ohne Zuſchlag zu bedienen, Telegramme anzu⸗ 
nehmen und weiterzugeben, Telegramme an Ortseinwohner aufzunehmen und zuzuſtellen, 
Perſonen im Orte zu Geſprächen herbeizurufen, kurze Nachrichten von auswärts an Ort- 
einwohner zu übermitteln, die tägliche Bekanntgabe der Zeit, Kreistelegramme und die 
Wettervorherſage entgegenzunehmen, die Wettervorherſage auszuhängen und den Unfall⸗ 
meldedienſt zu beſorgen; 2 PAN 

3. eine Mindeſteinnahme an Orts- und Ferngeſprächsgebühren (ohne Nebengebühren) von 
10 Gulden für den Monat zu gewährleiſten, für die aufgekommenen Telegraphen- und 
Fernſprechgebühren zu haften, die Sprechſtelle auch im Falle einer Erhöhung der Gebühren 
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unb der Mindeſteinnahme mindeſtens ein Jahr zu behalten und bei Verlegungen die 
beſtimmungsmäßigen Gebühren zu zahlen. Fällt das Ende der Mindeſtdauer nicht mit dem 
Ablauf eines Kalendervierteljahrs zuſammen, ſo endet ſie mit deſſen Ablauf. 

Münzfernſprecher, Neben- und Zuſatzeinrichtungen — ausgenommen zweite Fernhörer und Wecker, 
die im Falle eines Bedürfniſſes ohne Berechnung von Gebühren angebracht werden — ſind nicht zuläſſig. 
Die Beſtimmungen im $ 10, II finden gegebenenfalls Anwendung. 

III. Für Geſpräche, die von öffentlichen Sprechſtellen aus geführt werden, ſind im Ortsverkehr 
0,20 Gulden, im Fernverkehr die gleichen Gebühren zu entrichten, die für gleichartige, von Teilnehmer⸗ 
ſprechſtellen ausgehende Geſpräche zu erheben ſind. Die Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, Orts⸗ 
geſpräche nach einer Dauer von 15 Minuten durch Trennung der Verbindung zu beenden, wenn der 
Betrieb es erfordert. Im Fernverkehr ſind dringende Preſſegeſpräche unter den von der Telegraphen⸗ 
verwaltung feſtgeſetzten Bedingungen gegen die Gebühr für nichtdringende Geſpräche zuläſſig (§ 17, VD). 

IV. Die Gebühren ſind bei der Anmeldung der Verbindungen zu entrichten. Für eine Be⸗ 
ſcheinigung über die gezahlten Gebühren wird eine beſondere Gebühr von 0,10 Gulden erhoben. 

V. Die öffentlichen Sprechſtellen mit Münzfernſprecher können nur zu Ortsgeſprächen und zu 
nichtdringenden Ferngeſprächen auf Entfernungen von nicht mehr als 5 Kilometer benutzt werden. Der 
Benutzer hat keinen Anſpruch auf Erſtattung der durch den Münzeinwurf vereinnahmten Beträge. 
XPeGeſpräche ($ 19, D, V-Geſpräche ($ 19, II) und N-Geſpräche (§ 19, III) find nicht zugelaſſen. 
VI. An Orten mit Telegraphenanſtalt und lebhaftem Ortsverkehr kann nach dem Ermeſſen der 
Telegraphenverwaltung Teilnehmer⸗Hauptanſchlüſſen, die fiH in allgemein zugänglichen Geſchäftsräumen 
von Privaten befinden, die Eigenſchaft öffentlicher Sprechſtellen beigelegt werden, wenn der Teilnehmer 
fich verpflichtet, den von der Telegraphenverwaltung gelieferten Aushang mit der Aufſchrift „Offentliche 
Sprechſtelle“ an einer von außen in die Augen fallenden Stelle anzubringen und jedermann die 
Benutzung der Sprechſtelle innerhalb ſeiner Geſchäftsſtunden zu geſtatten. Münzfernſprecher, Neben- und 
Zuſatzeinrichtungen — ausgenommen zweite Fernhörer und Wecker — werden nicht angebracht. Für 
ſolche Anſchlüſſe werden Einrichtungsgebühren und laufende Gebühren nicht erhoben. Wird beſtehenden 
Teilnehmerſprechſtellen die Eigenſchaft öffentlicher Sprechſtellen zuerkannt, ſo verbleiben die etwa gezahlten 
Einrichtungsgebühren der Telegraphenverwaltung. 

Für die Benutzung der Sprechſtelle hat der Teilnehmer die Gebühren nach III zu verlangen. 
Mehr oder weniger darf er während ſeiner Geſchäftsſtunden nicht erheben. Verſtößt er gegen die 
übernommenen beſonderen Verpflichtungen, ſo kann die Telegraphenverwaltung den Anſchluß ſofort 


. aufheben. 


Bei der Feſtſtellung der Zahl der Ortsgeſpräche wird die Beſtimmung des FGebG $ 6, Abſ. 3 
angewendet. Die Geſprächsgebühren werden nach den Sätzen unter III berechnet, jedoch wird dem 
Teilnehmer an der Gebührenſchuld für Ortsgeſpräche ein Nachlaß von 20 vom Hundert gewährt. 

Die Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, dem Teilnehmeranſchluß die Eigenſchaft einer öffentlichen 
Sprechſtelle unter Einhaltung einer einmonatigen Friſt zum Ende eines Kalendervierteljahrs zu entziehen, 
wenn die Zahl der von der öffentlichen Sprechſtelle aus geführten Ortsgeſpräche dauernd nur wenig 
über die für das Ortsnetz geltende Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche hinausgeht. Würden für den 

Teilnehmeranſchluß laufende Gebühren nach § 10 zu entrichten fein, jo erhöht fih die monatliche Mindeſt⸗ 
ſchuld der öffentlichen Sprechſtelle um den auf einen Monat entfallenden Anteil dieſer laufenden 
Gebühren. Der Teilnehmer kann unter Einhaltung einer einmonatigen Friſt zum Ende eines Kalender- 
viertelſahrs von den übernommenen beſonderen Verpflichtungen zurücktreten. Soll im Falle einer 
Kündigung der öffentlichen Sprechſtelle der Anſchluß als gewöhnlicher Teilnehmeranſchluß weiter beſtehen, 
ſo hat der Inhaber die für Teilnehmeranſchlüſſe allgemein gültigen Gebühren zu zahlen. Die Ein⸗ 
richtungsgebühr wird jedoch nicht erhoben, wenn der Teilnehmeranſchluß ſchon vorhanden war, als ihm 
die Eigenſchaft einer öffentlichen Sprechſtelle beigelegt wurde. 


VII. Öffentliche Sprechſtellen mit Münzfernſprecher können auf Antrag bei Privaten, jedoch nicht u 
bei öffentlichen Sprechſtellen nach VI, unter den von der Telegraphenverwaltung feſtzuſetzenden Be- E: 
dingungen errichtet werden. 
8 16. 

Der Ortsverkehr. 
J. Ortsverkehr ift der gegenſeitige Geſprächsverkehr zwiſchen den Teilnehmerſprechſtellen und den 
öffentlichen Sprechſtellen desſelben Ortsnetzes (§ 1, 1 Ziffer 1). S 
II. Die Ortsgeſprächsgebühren find die Vergütung für die Geſprächsverbindungen im Ortsverkehr. 
Sie enthalten auch die Vergütung für die Herſtellung und Inſtandhaltung der techniſchen Einrichtungen 
bei der Vermittlungsſtelle, der Anſchlußleitungen innerhalb des 5⸗Kilometer⸗Kreiſes und der Hauptſtellen. 
Die Höhe der Ortsgeſprächsgebühr iſt durch das FGebG beſtimmt. ; A 

III. Für die Berechnung des Vomhundertſatzes der dem Teilnehmer nicht anzurechnenden Ort- 
geſpräche ſowie der Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche iſt die Zahl der bei Beginn des Kalenderjahrs im 
Ortsnetz vorhandenen Hauptanſchlüſſe maßgebend. Der hiernach feſtgeſtellte Vomhundertſatz und die 4 
berechnete Mindeſtzahl treten mit dem folgenden 1. April in Kraft. Anderungen des Vomhundertſatzes 
und der Mindeſtzahl gegenüber dem Vorjahr ſind in den Orten, für die ſie gelten, amtlich bekannt⸗ 3 
zumachen. : ; : 
Wird ein Ortsnetz neu errichtet, jo ift für die Berechnung des Vomhundertſatzes der dem Tei 
nehmer nicht anzurechnenden Ortsgeſpräche und der Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche die Zahl der am 
Tage der Eröffnung vorhandenen Hauptanſchlüſſe maßgebend, bis die Anwendung des Abf. 1 möglich ift. 
Werden mehrere Ortsnetze nach § 2, IV zu einem einheitlichen Ortsnetz vereinigt, ſo iſt für die 
Berechnung des Vomhundertſatzes der dem Teilnehmer nicht anzurechnenden Ortsgeſpräche und der 
Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche vom Tage der Vereinigung an die Geſamtzahl der Hauptanſchlüſſe maß⸗ 
gebend, die bei Beginn des Kalenderjahrs in den vereinigten Ortsnetzen vorhanden waren. E 
IV. Bei der Zählung der Ortsgeſpräche werden nicht aufgezeichnet: Verbindungen, die nicht 
zuſtande kommen, weil die angerufene Sprechſtelle nicht antwortet oder beſetzt iſt, oder die aus anderen 
Gründen (Störung, Sperre, längere Abweſenheit des angerufenen Teilnehmers uſw.) nicht hergeſtellt 
werden können, Anmeldungen von Ferngeſprächen und Geſpräche mit Fernſprechbetriebsſtellen (Störungs⸗ 
ſtellen, Auskunfts-, Beſchwerde⸗ und Auffichtsitellen der Orts⸗ und Fernämter) in Angelegenheiten des 


Fernſprechbetriebs. — 
V. Die Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, Ortsgeſpräche nach einer Dauer von 15 Minuten E 
durch Trennung der Verbindung zu beenden, wenn der Betrieb es erfordert. Ei; 


Ortsgeſprächsverbindungen werden zugunſten der Ferngeſpräche und der Übermittlung angekommener 
Blitztelegramme durch Fernſprecher unterbrochen. Die Fälligkeit der Gebühren wird hierdurch nicht 
berührt. ; eo 

$ 17. | E 
: Der Fernverfehr. 
I. Fernverkehr ift der gegenfeitige Geſprächsverkehr zwiſchen verſchiedenen Ortsnetzen (8 1, 1 Ziffer 1) 
und ſelbſtändigen öffentlichen Sprechſtellen (8 1, I Ziffer 2). = 

II. Die Ferngeſprächsgebühren find die Vergütung für die Geſprächsverbindungen im Fernverkehr. 
Die Höhe der Gebühren ift durch das FGebG beſtimmt. ; A 

Für dringende Ferngeſpräche wird das Dreifache der Gebühren erhoben. Dringende Preſſegeſpräche 
werden im Fernverkehr gegen die einfache Gebühr zugelaſſen. = 

Die Entfernungen bis zu 25 Kilometer werden nach der Luftlinie gemeſſen. Die übrigen Ent⸗ 
fernungen werden nach dem Taxqnuadratverfahren berechnet, mindeſtens wird jedoch die Ferngeſprächs⸗ 
gebühr für Entfernungen von mehr als 25 bis 50 Kilometer einſchließlich erhoben. A 

Die Ferngeſprächsgebühren werden nach der gegenſeitigen Lage der Vermittlungsſtellen und der 
ſelbſtändigen öffentlichen Sprechſtellen feſtgeſetzt. In Ortsnetzen mit mehreren Vermittlungsſtellen its 
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die Lage des Fernamts (beſondere Vermittlungsſtelle für den Fernverkehr) maßgebend; find mehrere 
Fernämter vorhanden, ſo beſtimmt die Telegraphenverwaltung, welches von ihnen für die Meſſung der 
Entfernungen in Betracht kommt. 

III. Ferngeſpräche find in der von der Telegraphenverwaltung vorgeſchriebenen Weiſe anzumelden. 
Bei Anmeldungen von Geſprächen, die von einer Nebenſtelle aus geführt werden ſollen, muß dieſe mit 
Nummer oder Namen bezeichnet werden. 

Die Zahl der Anmeldungen unterliegt, ſoweit die Telegraphenverwaltung nicht anders beſtimmt 
keiner Beſchränkung. 

Geſpräche können für den laufenden Tag bei Vermittlungsſtellen nur durch Fernſprecher, bei 
öffentlichen Sprechſtellen nur mündlich angemeldet werden. Sie können in gleicher Weiſe auch am 
Nachmittag des Vortags gegen eine beſondere Gebühr von 0,20 Gulden für die Anmeldung eines jeden 
Geſprächs unter Angabe einer beſtimmten Anmeldezeit beſtellt werden (Vorkagsanmeldung). Für den, 
auf einen Sonntag oder geſetzlichen Feiertag folgenden Werktag können Ferngeſpräche ſchon am Nach⸗ 
mittag des vorhergehenden Werktags und während des ganzen Sonn- oder Feiertags angemeldet werden. 
Das gleiche gilt, wenn mehrere Feiertage aufeinander folgen. Die beſondere Gebühr für eine Vortags⸗ 
anmeldung iſt fällig, ſobald dieſe der Vermittlungsſtelle zugegangen iſt. Sie wird auch angerechnet, 
wenn das Geſpräch, auf das ſie ſich bezieht, nicht zuſtande kommt. 

Die Telegraphenverwaltung kann mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe der Allgemeinheit und 
des Betriebs 

1. zulaſſen, daß unter den von ihr feſtgeſetzten Bedingungen und gegen die im Abſ. 3 beſtimmte 
beſondere Gebühr a 
a) mit einzelnen Teilnehmern die Abgabe ſchriftlicher Vortagsanmeldungen vereinbart wird, 
b) täglich oder werktäglich zwiſchen denſelben Teilnehmerſprechſtellen auszuführende Geſprächs⸗ 
verbindungen unter Angabe einer beſtimmten Anmeldezeit für einen längeren Zeitraum 
im voraus beſtellt werden (Daueranmeldungen); ER 
2. die Zahl der nach demſelben anderen Ortsnetz zuläffigen gleichzeitig vorliegenden Geſprächs⸗ 
anmeldungen ein und desſelben Teilnehmers beſchränken; 
3. für Auskünfte, die ſich auf vorliegende oder auf erledigte Geſprächsanmeldungen beziehen 
und nicht durch Verſehen im Betrieb veranlaßt find, eine Gebühr von 0,20 Gulden erheben; 
4. ſonſtige zur Aufrechterhaltung eines geordneten Betriebs und zur Verhütung von Mißbräuchen 
notwendige Beſtimmungen treffen. ; 

Die gewerbsmäßige Anmeldung von Ferngeſprächen durch Dritte ift verboten und gilt als miß⸗ 
bräuchliche Benutzung des Anſchluſſes ($ 28, 11). 

IV. Die Gültigkeit der für einen Tag eingegangenen noch nicht erledigten Geſprächsanmeldungen 
endigt mit Schluß des Tagesdienſtes oder mit Ablauf des Tages. Bei Vermittlungsſtellen mit ununter⸗ 
brochenem Dienſt erſtreckt ſich die Gültigkeit der Geſprächsanmeldungen, die von 10 bis 12 Uhr nachts 
eingehen, auch noch auf den folgenden Tag bis 8 Uhr vormittags. Die Gültigkeit einer Geſprächs—⸗ 
anmeldung erliſcht, wenn nach Bereitſtellung der verlangten Verbindung der Anrufende und der Gerufene 
oder einer von ihnen zur Führung des Geſprächs nicht bereit ſind. 

Bei der Anmeldung von Geſprächen kann angegeben werden, daß ihre Gültigkeit zu einem 
beſtimmten Zeitpunkt vorzeitig erlöſchen ſoll. Auch kann verlangt werden, daß eine Geſprächsanmeldung 
zu ſtreichen iſt, wenn ſie innerhalb eines beſtimmten, in die Gültigkeitsdauer fallenden Zeitraums zur 
Ausführung an der Reihe wäre. Von der Streichung wird der Teilnehmer nach Ablauf des Zeitraums 
von Amts wegen verſtändigt. Hierfür wird eine Gebühr von 0,20 Gulden angerechnet. Ferner kann 
bei der Anmeldung eines Geſprächs zwiſchen Mitternacht und 8 Uhr vormittags ſowie in einer Vortags⸗ 
anmeldung verlangt werden, daß die Verbindung erſt nach 8 Uhr vormittags hergeſtellt wird. Hiervon 
abgeſehen, werden Geſprächsanmeldungen während beſtimmter Zeiträume nicht zurückgeſtellt. Wird eine 


298 


Geſprächsanmeldung auf nachträglichs Verlangen geſtrichen oder nachträglich befriſtet, oder wird eine 
Befriſtung geändert oder aufgehoben, ſo iſt hierfür eine Gebühr von 0,20 Gulden zu entrichten. 
V. Die Ferngeſprächsverbindungen werden in der nachſtehenden Reihenfolge hergeſtellt: 

1. dringende Geſpräche in reinen Staatsangelegenheiten (dringende Staatsgeſpräche), 

2. Blitzgeſpräche, 

3. dringende Preſſegeſpräche, 

4. dringende Geſpräche, 

5. nichtdringende Geſpräche. 
In jeder Gruppe werden die Verbindungen nach der Zeitfolge ihrer Anmeldung ausgeführt, doch über— 
nimmt die Telegraphenverwaltung für die Herſtellung innerhalb einer beſtimmten Friſt keine Gewähr. 

VI. Dringende Staatsgeſpräche dürfen nur in reinen Staatsangelegenheiten und nur von Anſchlüſſen 
der Staatsbehörden angemeldet werden. 

Dringende Preſſegeſpräche dürfen zwiſchen Anſchlüſſen von Zeitungen, Zeitſchriften und Nachrichten⸗ 
büros, ferner von öffentlichen Sprechſtellen mit Anſchlüſſen von Zeitungen, Zeitſchriften und Nachrichten- 
büros gegen Vorzeigung eines im Benehmen mit der Telegraphenverwaltung ausgefertigten Ausweiſes 
während der Dienſtſtunden der Vermittlungsſtellen geführt werden. Die Telegraphenverwaltung kann 
in jederzeit widerruflicher Weiſe für beſtimmte, von ihr feſtzuſetzende Verkehrsbeziehungen die Zu⸗ 
laſſung dringender Preſſegeſpräche auf beſtimmte Zeiten beſchränken, ſofern die Rückſicht auf den 
übrigen Verkehr es erfordert. Anſchlüſſe, von denen aus dringende Preſſegeſpräche geführt werden ſollen, 
‚find der Vermittlungsſtelle ſchriftlich zu bezeichnen; die Vermittlungsſtelle prüft die Anträge nach näherer 
Weiſung der Telegraphenverwaltung im Benehmen mit der zuftändigen Preſſevertretung auf ihre Zuläſſig⸗ 
keit und nimmt fie, wenn keine Anſtände zu erheben find, in ein für den Betrieb beſtimmtes Verzeichnis 
auf. Die dringenden Preſſegeſpräche dürfen, wie die Preſſetelegramme, nur zur Veröffentlichung in den 
Zeitungen und Zeitſchriften beſtimmte politiſche, Handels- oder andere Nachrichten von allgemeiner 
Bedeutung enthalten; zu den zur Veröffentlichung vorliegenden Nachrichten können Erläuterungen für die 
Schriftleitung hinzugefügt werden. Als dringende Preſſegeſpräche ſind auch Nachrichten über ſportliche 
Veranſtaltungen und Einrichtungen zugelaſſen, ſoweit ſie der Jugend⸗ und Volkspflege dienen. Nachrichten 
über gewerbsmäßige und mit Totaliſator⸗ oder Wettbetrieb verbundene Sportveranſtaltungen ſind von 
der Vergünſtigung ausgeſchloſſen. Für dringende Preſſegeſpräche werden die gleichen Gebühren wie für 
nichtdringende Geſpräche von gleicher Dauer erhoben. Bei Mißbrauch kann dem Anſchlußinhaber oder 
dem Inhaber des Ausweiſes zur Benutzung öffentlicher Sprechſtellen die Befugnis zur Führung dringender 
Preſſegeſpräche entzogen werden. Die übrigen Beſtimmungen erläßt die Telegraphenverwaltung. 

Von Nebenanſchlüſſen aus dürfen dringende Staats- oder Preſſegeſpräche nur geführt werden, 
wenn der Inhaber des Hauptanſchluſſes zur Anmeldung ſolcher Geſpräche berechtigt ift (f. auch 8 5, I 
Abſ. 3 und 8 6, J). 

VII. Die Dauer eines Geſprächs rechnet von dem Zeitpunkt an, zu dem die Vermittlungsſtelle 
den Anſchluß des Anrufenden mit der verlangten Hauptſtelle verbunden hat, und zu dem dieſe oder 
eine daran angeſchloſſene Nebenſtelle den Anruf beantwortet. 

VIII. Die Dauer aller Geſpräche iſt innerhalb der Dienſtzeiten der Vermittlungsſtellen unbeſchränkt, 
wenn die Leitungen nicht von anderer Seite beanſprucht werden. 

Werden die Leitungen von anderer Seite beanſprucht, ſo werden die Geſpräche nach Ablauf der 
für jede Gattung feſtgeſetzten Höchſtdauer oder, wenn dieſe bereits überſchritten iſt, nach Ablauf der für 
die Gebührenberechnung maßgebenden Zeiteinheit unterbrochen, in die die Aufforderung zur Geſprächs⸗ 
beendigung fällt. Im einzelnen gilt folgendes: ; 

1. Dringende Staatsgeſpräche dürfen ſtets bis zu einer Höchſtdauer von 15 Minuten ausgedehnt 
werden. 
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2. Blitzgeſpräche dürfen bis zu einer Höchſtdauer von 15 Minuten ausgedehnt werden, wenn 
feine Anmeldung für ein dringendes Staatsgeſpräch oder ein anderes Blitzgeſpräch vorliegt. 
Andernfalls werden ſie nach einer Dauer von 6 Minuten oder nach Ablauf der für die 
Gebührenberechnung maßgebenden Zeiteinheit unterbrochen, in die die Aufforderung zur 
Geſprächsbeendigung fällt. 

3. Dringende Preſſegeſpräche dürfen bis zu einer Höchſtdauer von 15 Minuten ausgedehnt 
werden, wenn keine Anmeldung für ein dringendes Staatsgeſpräch, ein Blitzgeſpräch oder ein 
anderes dringendes Preſſegeſpräch vorliegt. Andernfalls werden ſie nach einer Dauer von 
6 Minuten oder nach Ablauf der für die Gebührenberechnung maßgebenden Zeiteinheit unter⸗ 
brochen, in die die Aufforderung zur Geſprächsbeendigung fällt. 

4. Dringende Geſpräche dürfen bis zu einer Höchſtdauer von 15 Minuten ausgedehnt werden, 
wenn keine Anmeldung für ein dringendes Staatsgeſpräch, ein Blitzgeſpräch, ein dringendes 
Preſſegeſpräch oder ein anderes dringendes Geſpräch vorliegt. Andernfalls werden ſie nach 
einer Dauer von 6 Minuten oder nach Ablauf der für die Gebührenberechnung maßgebenden 
Zeiteinheit unterbrochen, in die die Aufforderung zur Geſprächsbeendigung fällt. 

5. Nichtdringende Geſpräche dürfen ſtets bis zu einer Dauer von 6 Minuten ausgedehnt werden. 
Liegt eine Anmeldung für ein anderes nichtdringendes Geſpräch vor, ſo darf das im Gange 
befindliche Geſpräch bis zu einer Höchſtdauer von 15 Minuten ausgedehnt werden, wenn es 
vom Ablauf der für die Gebührenberechnung maßgebenden Zeiteinheit an, in die die Auf⸗ 
forderung zur Geſprächsbeendigung fällt, als dringendes Geſpräch fortgefeßt wird. Liegt eine 
Anmeldung für ein dringendes Staatsgeſpräch, ein Blitzgeſpräch, ein dringendes Preſſegeſpräch 
oder ein dringendes Geſpräch vor, ſo wird das im Gange befindliche Geſpräch nach einer 
Dauer von 6 Minuten oder nach Ablauf der für die Gebührenberechnung maßgebenden Zeit⸗ 
einheit unterbrochen, in die die Aufforderung zur Geſprächsbeendigung fällt. 

Werden auf Grund gleichzeitiger Anmeldungen mehrere Geſpräche zwiſchen denſelben 
Teilnehmern in unmittelbarer Folge abgewickelt, ſo darf die Geſamtdauer 15 Minuten nicht 
überſchreiten. Für die 6 Minuten überſteigende Geſprächsdauer iſt in dieſem Falle die 
Gebühr für dringende Geſpräche zu entrichten. 

IX. Die Bedingungen für die Benutzung der Leitungen nach dem Ausland und für die Benutzung 
der Sprechſtellen in Börſengebäuden (Börſenſprechſtellen) ſetzt die Telegraphenverwaltung feſt. 

§ 18. 
Der Nahverkehr. 

Nahverkehr iſt der gegen die Ferngeſprächsgebühren zugelaſſene Schnellverkehr zwiſchen Danzig, 
Oliva und Zoppot. Ein Unterſchied bei der Geſchäftsabwickelung zwiſchen dringenden und nichtdringenden 
Geſprächen beſteht nicht; die Gebühr wird daher wie für nichtdringende Geſpräche berechnet. 

Vororts- und Bezirksverkehr beſtehen im Gebiet der Freien Stadt Danzig nicht. 

§ 19. 


Die Geſpräche, zu denen eine Perſon herbeigerufen wird, die Geſpräche mit Voranmeldung, 
die Weitergabe kurzer Nachrichten durch Poſtagenten und Inhaber von Hilfſtellen oder von 
gemeindlichen öffentlichen Sprechſtellen. 


— 


I. XP-Geſpräche. 

1. Orts⸗ und Ferngeſpräche, zu denen auf Verlangen des Anmeldenden die Perſon, mit der 
das Geſpräch geführt werden fol, zu einer öffentlichen Sprechſtelle nach § 15, I Abſ. 1 
Ziffer 1 und 2 herbeigerufen wird, find XP-Geſpräche. Die verlangte Perſon darf nicht 
außerhalb des von der Telegraphenverwaltung für die Herbeirufung feſtgeſetzten Bezirks 
wohnen. Blitzgeſpräche ſind als XP-Geſpräche nicht zuläſſig. 


2. 
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In der Geſprächsanmeldung muß die verlangte Perſon entweder mit ihrem Namen oder 
mit ihrer Berufsſtellung oder in anderer geeigneter Weiſe ſo genau bezeichnet werden, daß 


ſie ohne Nachforſchungen und Rückfragen ermittelt werden kann. Es können bis zu drei 


Perſonen angegeben werden; dann wird bei Abweſenheit oder Verhinderung der zunächſt 
gewünſchten Perſon der Reihe nach die an zweiter oder dritter Stelle angegebene Perſon 
herbeigerufen. Iſt eine Anmeldung von vornherein befriſtet, ſo wird der Herbeizurufende 
hiervon von Amts wegen ohne Erhebung einer beſonderen Gebühr verſtändigt. Wird dagegen 
eine Anmeldung nach ihrer Weitergabe auf Antrag geſtrichen oder befriſtet, oder wird eine 
Befriſtung geändert oder aufgehoben, ſo wird der Herbeizurufende hiervon ebenfalls von Amts 
wegen, jedoch gegen Erhebung der beſonderen Gebühr nach Ziffer 4, verſtändigt. 


. Hat fi) die verlangte Perſon gemeldet, ſo wird die Urſprungsanſtalt Davon verſtändigt. 


Dieſe ſtellt ſodann die Geſprächsverbindung her, wenn ſie nach ihrer Anmeldezeit am Ur⸗ 
ſprungsort an der Reihe iſt. Die Telegraphenverwaltung übernimmt keine Gewähr dafür, 
daß die Perſon, die ſich zur Führung des Geſprächs meldet, die verlangte iſt. Kann das 
Geſpräch nicht zuſtande kommen, z. B. weil der Herbeizurufende außerhalb des daſür feſt⸗ 
geſetzten Bezirks wohnt, weil er nicht angetroffen wird, weil er verhindert iſt oder es ablehnt, 
das Geſpräch zu führen, ſo wird dies der Urfſprungsanſtalt zur Verſtändigung des Anrufenden 
von Amts wegen mitgeteilt. l 


Die Gebühr für die Übermittlung der Geſprächsanmeldung an den Beſtimmungsort, für die 


Benachrichtigung der herbeizurufenden Perſon und für die nach Ziffer 3 zu erſtattende Rück⸗ 
meldung beträgt 0,80 Gulden. Sind in der Geſprächsanmeldung mehrere Perſonen angegeben, 
ſo wird für jede weitere Perſon ein Zuſchlag von 0,40 Gulden erhoben. Für die nachträgliche 
Verſtändigung des Herbeizurufenden (Ziffer 2) ſind im Fernverkehr 0,80 Gulden, im Orts⸗ 
verkehr 0,40 Gulden zu entrichten. 


5. Es werden nicht erhoben oder gegebenenenfalls erſtattet: 


a) die XP- und die Geſprächsgebühr, wenn die Übermittlung der Geſprächsanmeldung an 
den Beſtimmungsort oder die Benachrichtigung der herbeizurufenden Perſon durch ein 
der Telegraphenverwaltung zur Laſt fallendes Verſchulden unterblieben iſt, wenn das 
Geſpräch infolge einer Leitungsſtörung nicht zuſtande kommt, oder wenn die Geſprächs⸗ 
anmeldung vor ihrer Weitergabe zurückgezogen wird, 

b) die Geſprächsgebühr, wenn das Geſpräch aus den in Ziffer 3 angegebenen Gründen 
nicht zuſtande kommt. In dieſem Falle wird auch eine Vergütung nach 8 25, I Ziffer 4 
nicht angerechnet. ? 


II. V-Gefpräche. 


1. 


2. 


Ferngeſpräche, bei denen der Name der Perſon, mit der ein Geſpräch geführt werden ſoll, 


der anzurufenden Teilnehmerſprechſtelle im voraus übermittelt wird, find V-Geſpräche. An- 


meldungen auf Geſpräche, die mit einer nach Nummer oder Namen bezeichneten Nebenſtelle 
geführt werden ſollen, werden nur auf ausdrückliches Verlangen des Anmeldenden als 
V-Geſpräche behandelt. Blitzgeſpräche find auch als V-Geſpräche zuläſſig. 
Die Beſtimmungen unter I Ziffer 2 bis 5 finden auf V⸗Geſpräche ſinngemäß Anwendung. 
Bei Blitz⸗V⸗Geſprächen ift das Dreißigfache der V-Gebühr zu entrichten. 


III. N-Geſpräche. 


1 


Orts⸗ und Ferngeſpräche mit Poſtagenten und mit Inhabern von Hilfſtellen oder von 
gemeindlichen öffentlichen Sprechſtellen find N-Geſpräche, wenn ihr Inhalt in Form kurzer 
Nachrichten an andere Perſonen weitergegeben werden foll, die in dem von der Telegraphen- 


verwaltung dafür feſtgeſetzten Bezirk wohnen. Die öffentlichen Sprechſtellen, mit denen 


N-Geſpräche geführt werden können, ſind im amtlichen Fernſprechbuch gekennzeichnet. Blitz⸗ 
geſpräche find als N-Geſpräche nicht zuläſſig. 5 ; 
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Durch ein N-Gefpräd kann die Weitergabe einer oder mehrerer Nachrichten an verſchiedene 
Perſonen verlangt werden. 

3. Bei N⸗Geſprächen wird neben der beſtimmungsmäßigen Geſprächsgebühr für die Entgegen⸗ 
nahme und Weitergabe der Nachricht eine Gebühr von 0,80 Gulden erhoben. Sind Nachrichten 
an mehrere Perſonen weiterzugeben, ſo iſt für jede weitere Perſon ein Zuſchlag von 0,40 Gulden 
zu entrichten. 

4. Die Poſtagenten uſw. haften nicht für einen Schaden, der durch unrichtige, verzögerte oder 

unterlaſſene Weitergabe der Nachrichten entſteht. 

„Es werden nicht erhoben oder gegebenenfalls erſtattet: ; ; 

a) die Geſprächs⸗ und die N-Gebühr, wenn das Geſpräch nicht zuſtande kommt oder wenn 
die Weitergabe der Nachrichten durch ein dem Poſtagenten uſw. zur Laſt fallendes Ver⸗ 
ſchulden unterblieben iſt, 

b) die N-Gebühr, wenn die Perſon, an welche die Nachricht weitergegeben werden ſoll, 
außerhalb des dafür feſtgeſetzten Bezirks wohnt. 


f § 20. 
Die Geſprächsverbindung zur Nachtzeit und die Monatsgeſpräche. 
J. Als Nachtzeit gelten die Stunden von 9 Uhr nachmittags bis 8 Uhr vormittags. 
II. Während der Nachtzeit ſind Ortsgeſpräche und Ferngeſpräche, abgeſehen von den den Monats⸗ 
geſprächen (III) vorbehaltenen Zeiten, unter denſelben Bedingungen zuläſſig wie am Tage. 
III. Die Monatsgeſpräche. 

1. Täglich zu derſelben im voraus vereinbarten Nachtzeit zwiſchen denſelben Teilnehmerſprechſtellen 
auf Entfernungen von mehr als 5 Kilometer auszuführende Ferngeſprächsverbindungen, die 
mindeſtens für einen vollen Kalendermonat beſtellt werden, find Monatsgeſpräche. Sie 
dürfen nur perſönliche und geſchäftliche Angelegenheiten der Teilnehmer betreffen. ; 

2. Die Monatsgeſpräche ſind ſchriftlich bei der Vermittlungsſtelle zu beantragen. Die Anträge 
werden nach der Zeitfolge ihres Eingangs berückſichtigt, ſoweit die beſtehenden Vereinbarungen 
es zulaſſen. Die Mindeſtdauer des einzelnen Geſprächs beträgt 3 Minuten, die Höchſtdauer 
ſoll in der Regel 15 Minuten nicht überſchreiten. Die Telegraphenverwaltung kann jede 
Fernleitung zwiſchen je zwei Monatsgeſprächen 10 Minuten lang für Einzelferngeſpräche 
freihalten. 5 

3. Die Vereinbarung kann vom Antragſteller und von der Telegraphenverwaltung mit acht⸗ 
tägiger Friſt auf den Schluß eines Kalendermonats ſchriftlich gekündigt werden. Andernfalls 
läuft ſie von Monat zu Monat weiter. $ ; l 

4. Für Monatsgeſpräche wird die Hälfte der Gebühren für gleich lange nichtdringende Cingel- 
ferngeſpräche erhoben. Der Monatsbetrag wird nach einer mittleren Monatsdauer von 
30 Tagen berechnet und iſt im voraus fällig. Für Monatsgeſpräche, die nicht am Erſten 
eines Kalendermonats beginnen, wird bis dahin für jeden Tag ein Dreißigſtel des Monats⸗ 
betrags erhoben. 

5. Gebühren für nicht benutzte oder nicht voll ausgenutzte Geſprächsverbindungen werden nicht 
erſtattet; der bei einem Geſpräch nicht ausgenutzte Zeitraum darf auf ein ſpäteres Geſpräch 
nicht übertragen werden. Doch wird dem Teilnehmer, wenn die Nichtausnutzung durch eine 
Störung des Betriebs verurſacht iſt, wenn möglich in derſelben Nacht ein Ausgleich geboten. 
Iſt das Geſpräch aus Gründen, die keinem der beiden Teilnehmer zur Laſt fallen, überhaupt 
nicht zuſtande gekommen und hat ein Ausgleich nicht ſtattfinden können, ſo wird auf Antrag 
ein Dreißigſtel des Monatsbetrags erſtattet. 


ID 


OT 


D 
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6. Monatsgeſpräche dürfen über die vereinbarte Geſprächsdauer hinaus fortgeſetzt werden, wenn 
der Teilnehmer bereit iſt, für die überſchießende Zeit die vollen tarifmäßigen Gebühren zu 
zahlen. Die Beſtimmungen im 8 17, VIII Abſ. 1 und Abſ. 2 Ziffer 5 finden Anwendung. 
Bei der Feſtſetzung der zuläſſigen Höchſtdauer wird die vereinbarte Dauer des Monats⸗ 
geſprächs in die Geſamtdauer eingerechnet. 


8 21. 
Die Dauer verbindungen während der Dienſtpauſen der Vermittlungsſtellen. 


J. Orts- und Ferngeſprächsverbindungen, die es einem Teilnehmer ermöglichen, mit einem anderen 


Teilnehmer desſelben oder eines anderen Ortsnetzes oder mit der Vermittlungsſtelle eines anderen 
Ortsnetzes auch während der Dienſtpauſen der beteiligten Vermittlungsſtellen in Verkehr zu treten, ſind 
Dauerverbindungen. Sie können für einzelne Dienſtpauſen (Einzeldauerverbindungen) oder für einen 
vollen Kalendermonat (Monatsdauerverbindungen) beſtellt werden; ſie werden nur zugelaſſen, wenn die 
nötigen Leitungen vorhanden ſind und dienſtliche Rückſichten oder techniſche Schwierigkeiten nicht entgegen⸗ 
ſtehen. Unmittelbare Dauerverbindungen zwiſchen zwei Teilnehmerſprechſtellen verſchiedener Vermittlungs⸗ 
ſtellen find unzuläſſig, ſolange eine der beteiligten Vermittlungsſtellen Dienſt abhält. 

II. Einzeldauerverbindungen können durch Fernſprecher, Monatsdauerverbindungen müſſen ſchriftlich 
bei der Vermittlungsſtelle beantragt werden. Die Anträge werden nach der Zeitfolge ihres Eingangs 
berückſichtigt; Dauerverbindungen, die im öffentlichen Wohle liegen, haben ein Vorrecht auch gegenüber 
beſtehenden Dauerverbindungen. 

III. Die Vereinbarung über Monatsdauerverbindungen kann vom Antragſteller mit achttägiger 
Friſt auf den Schluß eines Kalendermonats ſchriftlich gekündigt werden. Andernfalls läuft fie von 


Monat zu Monat weiter. Die Telegraphenverwaltung kann die Vereinbarung im Bedarfsfall aus 


Betriebs⸗ oder anderen Gründen jederzeit widerrufen. 
IV. Die Gebühr beträgt: 
1. bei Einzeldauerverbindungen, . - 

a) wenn zwei Teilnehmerſprechſtellen desſelben Ortsnetzes unmittelbar mit⸗ 
einander verbunden werden, für jede Dienſtpauſe der Vermittlungsſtelle 0,60 Gulden, 

b) wenn eine Teilnehmerſprechſtelle mit der Vermittlungsſtelle eines anderen 
Ortsnetzes verbunden wird, außer den beſtimmungsmäßigen Geſprächs⸗ 
und Nebengebühren für jede bei einer der beteiligten Vermittlungsſtellen 
vorzunehmende Zufammenfhaltung ag 0.20 5 

c) wenn zwei Teilnehmerſprechſtellen verſchiedener Ortsnetze unmittelbar mit⸗ 
einander verbunden werden, für jede bei einer der beteiligten Ver⸗ 
mittlungsſtellen vorzunehmende Zuſammenſchaltunnnn n 0.20 N 
und außerdem für jeden zuſammenhängenden Zeitraum, in dem die 
unmittelbare Verbindung beſteht, das Dreifache der beſtimmungsmäßigen 
Gebühr für ein nichtdringendes Dreiminutengeſpräch; 

2. bei Monatsdauerverbindungen 

das Dreißigfache der bei Einzeldauerverbindungen für einen Werktag anzuſetzenden 

Gebühren. 
Der Monatsbetrag iſt im voraus fällig. 
Für die Dauerverbindungsgebühren haftet der Antragſteller. 


V. Für nachweisbar nicht ausgeführte Dauerverbindungen werden die darauf entfallenden Gebühren 
auf Antrag erſtattet. Wird eine Monatsdauerverbindung von der Telegraphenverwaltung vorzeitig 


7 


widerrufen, fo wird für jeden Tag ein Dreißigitel des Monatsbetrags von Amts wegen zurückgezahlt. 


Ren 
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Bei vorzeitiger Aufhebung, Sperre, Entziehung oder zeitweiliger Nichtbenutzung einer der in die Dauer⸗ 
verbindung einbezogenen Teilnehmerſprechſtellen hat der Antragſteller keinen Anſpruch auf Rückzahlung 
der Gebühren. ; 
§ 22. 
Der Unfallmeldedienſt. 

J. Geſpräche und Telegramme, die außerhalb der Dienſtſtunden vermittelt werden, find Unfall- 
meldungen, wenn ſie bezwecken, 

1. in dringenden Fällen den Arzt, den Tierarzt, die Hebamme oder andere Sanitätsperſonen 
herbeizurufen oder zu befragen ſowie Arzneimittel zu beſchaffen; 

2 geiſtlichen Beiſtand für Schwerkranke herbeizuholen; 

3. in Fällen gemeiner Gefahr, insbeſondere bei Feuersbrünſten und Überſchwemmungen, Hilfe 
herbeizurufen oder vor ſolcher Gefahr zu warnen, z. B. Hochwaſſernachrichten; 

4. Störungen elektriſcher Hochſpannungsleitungen zu beſeitigen oder die mit ſolchen Störungen 
verbundenen Gefahren abzuwehren; f 

5. bei Verbrechen und Vergehen, ſei es zur Abwehr der Straftat ſelbſt oder deren Folgen, ſei 
es zur Feſtſtellung, Verfolgung oder Feſtnahme des Täters, Hilfe herbeizuholen; 

6. die zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung beſtiminten Verbände auf Anordnung der 
zuſtändigen Leiter in Bereitſchaft zu halten oder aufzurufen. ; 

II. Der Unfallmeldedienſt wird in Orten mit Vermittlungsſtellen oder öffentlichen Sprechſtellen für 
den Verkehr zwiſchen dieſen Orten auf Koſten der Telegraphenverwaltung eingerichtet, wenn die örtlichen 
Verhältniſſe es geſtatten und eine geeignete Perſon für die Wahrnehmung dieſes Dienſtes zur Verfügung 
ſteht. Wo Unfallmeldedienſt beſteht (Unfallmeldeſtellen), iſt in dem amtlichen Fernſprechbuch angegeben. 
Wird eine Unfallmeldeſtelle während der Nacht von einer unbekannten Perſon in Anſpruch genommen, 
ſo kann derjenige, der den Unfallmeldedienſt wahrnimmt, verlangen, daß zu ſeiner Sicherheit eine ihm 
bekannte ortsanſäſſige Perſon herbeigeholt wird. 

Zur Aufgabe von Unfallmeldungen dürfen Teilnehmerſprechſtellen nur auf Grund beſonderer Ber- 
einbarung mit der Telegraphenverwaltung benutzt werden, wenn dafür nach den örtlichen Verhältniſſen 
(außergewöhnlich abgeſchiedene Lage, feuergefährlicher Betrieb uſw.) ein Bedürfnis beſteht, und wenn die 
Anſchlüſſe erforderlichenfalls an die Unfallmeldeeinrichtung angeſchloſſen ſind. Zum Empfang von Unfall⸗ 
meldungen können Teilnehmeranſchlüſſe von Behörden und Perſonen, die dafür in der Regel in Betracht 
kommen (Polizei, Feuerwehr, Arzte, Geiſtlichkeit ufw.), auf Antrag an die Unfallmeldeeinrichtung an⸗ 
geſchaltet werden. ; 

III. 1. Für jede in der Zeit von 9 Uhr nachmittags bis 8 Uhr vormittags ſowie an Sonn⸗ 
und Feiertagen aufgegebene Unfallmeldung wird außer den beſtimmungsmäßigen Geſprächs⸗, Telegraphen- 
und Nebengebühren eine Unfallmeldegebühr von 1,20 Gulden erhoben, wenn bei der Aufgabe der Unfall⸗ 
meldung mindeſtens eine der beteiligten Unfallmeldeſtellen für den allgemeinen Verkehr geſchloſſen iſt, 
doch bleiben hierbei gemeindliche öffentliche Sprechſtellen wegen ihrer Pflicht zur unentgeltlichen Wahr- 
nehmung des Unfallmeldedienſtes (§ 15 IL Abſ. 1 Ziffer 2) außer Betracht. Poſtagenturen mit 
einfacherem Betrieb und Hilfftellen gelten als für den allgemeinen Verkehr geſchloſſen: an allen Tagen 
in der Zeit von 9 Uhr nachmittags bis 8 Uhr vormittags, an Sonn- und Feiertagen überhaupt mit 
Ausnahme eines von der Telegraphenverwaltung zu beſtimmenden Zeitraums von mindeſtens einer 
Stunde. ' 

Werden von derſelben Perſon gleichzeitig mehrere Unfallmeldungen aufgegeben, bei denen dieſelben 
Unfallmeldeſtellen beteiligt ſind, ſo wird die Unfallmeldegebühr nur einmal erhoben. 

2. Für die Einbeziehung eines Teilnehmeranſchluſſes in den Unfallmeldedienſt nach II Abſ. 2 wird 
eine vierteljährliche Gebühr von 2,50 Gulden erhoben, wenn dazu beſondere techniſche Vorkehrungen 
getroffen werden müſſen. Sind Außenleitungen erforderlich, jo find daneben die Gebühren nach § 5, 
III A Ziffer 2 zu entrichten. Einrichtungsgebühren werden nicht erhoben. a 
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„IV. Die Unfallmeldegebühr wird anf Antrag erſtattet, wenn die Unfallmeldung durch ein der 
Telegraphenverwaltung zur Laſt fallendes Berſchulden nicht zuſtande gekommen iſt oder infolge einer 
dienſtlichen Unregelmäßigkeit offenbar ihren Zweck nicht hat erfüllen können. 

V. Die mit der Wahrnehmung des Unfallmeldedienſtes betrauten Perſonen haften nicht für den 
Schaden, der dadurch entſteht, daß die Unfallmeldung nicht zuſtande kommt oder ihren Zweck verfehlt. 
VPI. Jede mißbräuchliche Inanſpruchnahme der Unfallmeldeſtellen wird nach den Strafgeſetzen 
verfolgt; außerdem iſt die Telegraphenverwaltung in ſolchen Fällen berechtigt, Teilnehmerſprechſtellen 
vom Unfallmeldedienſt auszuſchließen oder unter Umſtänden die Beſtimmung des 8 28, II anzuwenden. 

VII. In Ortsnetzen, in denen nicht ununterbrochener Dienſt für den allgemeinen Verkehr beſteht, 
kann Anträgen auf Einrichtung des Unfallmeldedienſtes während der Dienſtpauſen für den Verkehr der 
Teilnehmer untereinander ſtattgegeben werden, wenn die Antragſteller ſich zur Deckung der Koſten vera 
pflichten. Für dieſen Verkehr wird die beſondere Unfallmeldegebühr nach 111 nicht erhoben, dagegen ift 

ſie für Unfallmeldungen nach auswärts zu entrichten. 

Die übermittlung von Telegrammen, der Wettervorherſage und der Tageszeit 
335% Durch Fernſprecher. az | 
1. Die Teilnehmerſprechſtellen dürfen zur Aufgabe von Telegrammen bei der eigenen Vermittlungs⸗ 
ſtelle oder bei der von der Telegraphenverwaltung beſtimmten Stelle benutzt werden. Ausnahmsweiſe 
kann die. Telegraphenperwaltung zulaſſen, daß Telegramme bei der Vermittlungsſtelle eines anderen 

Ortsnetzes durch Fernſprecher aufgegeben werden. ö TER 
1 Für die durch Fernſprecher aufgegebenen Telegramme werden die beſtimmungsmäßigen Geſprächs⸗ 
gebühren und Telegraphengebühren ſowie die Stundungsgebühren nach der Telegraphenordnung 8 17, IV 
na Be 7 RE 
III. Auf ſchriftlichen Antrag der Teilnehmer wird ihnen der Inhalt der an ſie gerichteten Tele⸗ 
gramme durch Fernſprecher übermittelt. Dies gilt als Zuſtellung. Die Ausfertigungen der zugeſprochenen 


Telegramme werden den Empfängern mit der Poſt als gewöhnliche Briefe überſandt. Beides geſchieht un⸗ 


5 entgeltlich. Wird Zuſendung durch beſonderen Boten gewünſcht, ſo hat der Empfänger dies in jedem 
einzelnen Falle bei Entgegennahme des Telegramms am Fernſprecher zum Ausdruck zu bringen. Solchen 
Wünſchen wird nach Möglichkeit entſprochen. Für dieſe Sonderleiſtung wird im Ortszuſtellbezirk eine 


2 i Einzelgebühr nach der Telegraphenordnung 8 3, IX, im Landzuſtellbezirk der Eilbotenlohn erhoben. Die 


Telegraphenverwaltung kann aus Betriebsrückſichten beſondere Zuſätze für die Anſchriften der zuzuſprechen⸗ 
den Telegramme vorſchreiben. ; ; 

; IV. Auf Antrag können die Weltervorherſage, ſoweit fie von der Telegraphenverwaltung durch 
Anſchlag allgemein verbreitet wird, und die Tageszeit durch Fernſprecher übermittelt werden. 
Die Gebühr beträgt: : 

1. für die Übermittlung der Wettervorherſage 


bei regelmäßiger Übermittlung monahos e e oo aa a. 10, — Gulden, 
; De a a 0402,55 
2. für die Übermittlung der Tageszeit 

bei regelmäßiger Übermittlung monatlich JJV 5555 E 


bei g ee ee 0,20 
ee ve : (Gebühr für ein Ortsgeſpräch). 
Bl = § 24. 2 
55 Die Nebentelegraphen und die beſonderen Telegraphen. 
I. Die Nebentelegraphen. 5 ; ; 
1. Telegraphenanlagen für Hughes⸗, Morje- oder Ferndruckerbetrieb, die einen Wohn⸗ oder 
Geſchäftsraum unmittelbar mit einer Telegraphenanſtalt verbinden, ſind Nebentelegraphen. 35 
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Auf welche Entfernungen fie zugelaffen und an welche Telegraphenanſtalt fie angeſchloſſen 
und mit welchen Apparaten ſie betrieben werden, beſtimmt die Telegraphenverwaltung. Die 
Nebentelegraphen dienen zur Aufgabe und zum Empfang von Telegrammen; ein unmittelbarer 
Verkehr zwiſchen mehreren an dieſelbe Telegraphenanſtalt angeſchloſſenen Nebentelegraphen 


iſt nicht zuläſſig. 
„Die Nebentelegraphen werden auf Antrag von der Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung 


hergeſtellt und inſtandgehalten, jedoch hat der Antragſteller für die Lieferung, Aufſtellung 
und Inſtandhaltung der für die Anlage benötigten Ferndruckerapparate und der dazugehörigen 
techniſchen Einrichtungen auf ſeine Koſten zu ſorgen. Es dürfen nur Ferndruckerapparate 
einer Bauart benutzt werden, die von der Telegraphen verwaltung zugelaſſen ift. Die Koſten 
der für die geſamte Nebentelegraphenanlage erforderlichen Betriebsmittel (Strom, Papier⸗ 
ſtreifen, Apparatfarbe, Ol uſw.) hat der Inhaber des Nebentelegraphen zu tragen. Außer⸗ 
dem hat er für die tägliche Reinigung der Apparate bei ſeiner Betriebsſtelle zu ſorgen. 


3. An Gebühren werden erhoben: 


a) einmalig als Einrichtungsgebühr 
für jeden Hüghesgp para E EE . . 2500,— Gulden, 
für -JedenaMovienpparet fett E ee) 
für Ferndruckerapparate wird eine feſte Einrichtungsgebühr nicht erhoben. Für die 
Herſtellung der Einführungen und Innenleitungen ſowie für die Anbringung der 
Apparate werden die vollen Selbſtkoſten der Telegraphenverwaltung für Arbeiten 
und Bauſtoffe in Rechnung geſtellt. Die feſten Einrichtungsgebühren ſind auch für die 
Betriebsſtelle bei der Telegraphenanſtalt zu entrichten, 
b) vierteljährlich 


für jeden Hughesanparat 32. sr ee ee: 300,— Gulden, 
für jeden Morſeapparat F 40 „ 
für feden SeN OLUA appel 8 W.. S 
für jede vollen oder angefangenen 100 Meter der nach der Luft⸗ 

linie gemeſſenen Einfach- oder Doppelleitung 250 ES 


c) für die mittels Nebentelegraphen aufgegebenen Telegramme werden die beſtimmungs⸗ 
mäßigen Telegraphengebühren ſowie die Stundungsgebühren nach der Telegraphen⸗ 
ordnung § 17, IV erhoben. Angekommene Telegramme werden mittels des Neben- 
telegraphen zugeſtellt, die Ausfertigungen dieſer Telegramme werden den Empfängern 
mit der Poſt als gewöhnliche Briefe überſandt. Beides geſchieht unentgeltlich. Wird 
Zuſendung durch beſonderen Boten gewünſcht, ſo hat der Empfänger dies in 
jedem einzelnen Falle bei Entgegennahme des Telegramms am Nebentelegraph zum 
Ausdruck zu bringen. Solchen Wünſchen wird nach Möglichkeit entſprochen. Für 
dieje Sonderleiſtung wird im Ortszuſtellbezirk eine Einzelgebühr nach der Telegraphen- 
ordnung § 3, IX, im Landzuſtellbezirk der Eilbotenlohn erhoben. 


4. Die Beſtimmungen in § 3, 8, I, II und V A, 10, II und III, 12, I bis IV, 13, 23, IV, 


25, 26, 27, I bis III und V bis VIII, 28 nnd 29 finden auf die Nebentelegraphen ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. 


II. Die beſonderen Telegraphen. 
f; 


Mit dem öffentlichen Netze nicht zuſammenhängende Telegraphenanlagen für Morfe- oder 
Ferndruckerbetrieb ſowie mit dem öffentlichen Netze nicht zuſammenhängende Fernſprechan⸗ 
lagen, die auf verſchiedenen Grundſtücken liegende Wohn- oder Geſchäftsräume derſelben 
Perſon oder mehrerer Perſonen unmittelbar miteinander verbinden und auf Antrag von 
der Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung in ihrer Geſamtheit hergeſtellt und inſtand⸗ 
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gehalten werden, find bejondere Telegraphen. Sie werden nur hergeſtellt, wenn der Antrag⸗ 
ſteller ein dringendes wirtſchaftliches Bedürfnis nachweiſt. Die Telegraphenverwaltung kann 
die Herſtellung ablehnen, wenn die Vermittlungsſtellen, in deren Anſchlußbereichen die am 
weiteſten auseinanderliegenden Betriebsſtellen des beſonderen Telegraphen ſich befinden, in 
der Luftlinie mehr als 25 Kilometer voneinander entfernt ſind. Beſondere Telegraphen 
dürfen nur zum Austauſch von perſönlichen und geſchäftlichen Nachrichten der Inhaber benutzt 
werden, die gewerbsmäßige Vermittlung von Nachrichten für Dritte iſt verboten. Auch darf 
die Benutzung von beſonderen Telegraphen Dritten weder gegen Bezahlung noch unentgeltlich 
geſtattet werden. ; 

Inhaber eines beſonderen Telegraphen iſt der Antragſteller. Soweit für einen beſonderen 
Telegraphen die Benutzung eines Verkehrswegs erforderlich iſt, hat der Antragſteller die 
Genehmigung des Wegeunterhaltungspflichtigen beizubringen. Er hat auch für die Lieferung, 
Aufſtellung und Inſtandhaltung der für die Anlage benötigten Ferndruckerapparate und der 
dazugehörigen techniſchen Einrichtungen auf ſeine Koſten zu ſorgen. Die Koſten der für die 
geſamte beſondere Telegraphenanlage erforderlichen Betriebsmittel (Strom, Papierſtreifen, 
Apparatfarbe, Ol uſw.) hat der Inhaber des beſonderen Telegraphen zu tragen. Außerdem 
hat er für die tägliche Reinigung der Apparate bei den Betriebsſtellen zu ſorgen. 

3. Bei beſonderen Telegraphen werden erhoben: 

a) ein einmaliger Koſtenzuſchuß für die Leitung. Bei ſeiner Berechnung wird die Summe 
der Entfernungen zwiſchen den einzelnen Betriebsſtellen zugrunde gelegt. Die Höhe 
des Satzes bemißt ſich nach der Entfernung zwiſchen den am weiteſten auseinander 
liegenden Betriebsſtellen. Er beträgt für jede vollen oder angefangenen 100 Meter 
der Leitung des beſonderen Telegraphen bei einer Entfernung bis zu 


189) 


5 Kilometer emfhliegih - -< - + = - re ee 30,— Gulden, 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchleß cht 455, 
von mehr als 15 bis 50 Kilometer einſchließlichchch. 155 
von mehr als 50 Kilometern 8 1200 „ 


Für die Berechnung der nach Abf. 1 feſtzuſtellenden Entfernungen gilt folgendes: 

Die Entfernungen bis zu 25 Kilometer werden nach der Luftlinie gemeſſen. Die 
übrigen Entfernungen werden nach dem Toxquadratverfahren berechnet, mindeſtens 
wird jedoch eine Entfernung von 25 Kilometer angeſetzt. Dabei werden die Tar- 
quadrate der Orte zugrunde gelegt, in denen die Betriebsſtellen des beſonderen 3 
Telegraphen liegen. ; 

b) für den Ausfall an Telegraphen- und Ferngeſprächsgebühren ein vierteljährlicher Pauſch⸗ 
betrag für die Geſamtheit jedes beſonderen Telegraphen. 

Er beträgt bei einer Entfernung 


von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchließlichchchche 150, — Gulden, 
von mehr als 15 bis 25 Kilometer einſchließlic h... 600, — „„ 
von mehr als 25 bis 50 Kilometer einſchließligcc e 2500 
von mehr als 50 bis 100 Kilometer einſchließlicchchchchche 5000 = 


Maßgebend iſt die Entfernung zwiſchen den Vermittlungsſtellen, in deren Anſchluß⸗ 
bereichen die am weiteſten auseinander liegenden Betriebsſtellen des beſonderen Tele⸗ 
graphen ſich befinden. Die Entfernungen bis zu 25 Kilometer werden nach der Lufi- 
linie gemeſſen. Die übrigen Entfernungen werden nach dem Taxquadratverfahren A 
berechnet, mindeſtens wird jedoch der Pauſchbetrag nach dem Satze für Entfernungen 
von mehr als 25 bis 50 Kilometer einſchließlich erhoben. = 

Ein Pauſchbetrag wird nicht erhoben, wenn die in Betracht kommenden Ver⸗ ee 
mittlungsſtellen nicht mehr als 5 Kilometer voneinander entfernt find. E 


> 


4. 


OT 
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c) neben den Koſtenzuſchüſſen und Pauſchbeträgen nach a und b 
bei beſonderen Telegraphen für Morfe- oder Ferndruckerbetrieb die in I Ziffer 3 
unter a und b angegebenen Gebühren, wobei die Leitungen zwiſchen den einzelnen 
Betriebsſtellen nach den Beſtimmungen unter II Ziffer 3 a gemeſſen werden, 
bei beſonderen Telegraphen für Fernſprechbetrieb die im § 9, I angegebenen ein- 

maligen und die im § 5, III A angegebenen vierteljährlichen Gebühren, wobei 

alle Betriebsſtellen der beſonderen Telegraphen den Nebenſtellen gleichgeachtet 

und die Leitungen zwiſchen den einzelnen Betriebsſtellen nach den Beſtimmungen 

unter a gemeſſen werden. 
Die beſonderen Telegraphen, durch die mehr als 25 Kilometer voneinander entfernte Betriebs⸗ 
ſtellen verbunden find, werden auf eine Mindeſtdauer von 5 Jahren überlaſſen. Fällt das 
Ende der Mindeſtdauer nicht mit dem Ablauf eines Kalendervierteljahrs zuſammen, ſo endet 
ſie mit deſſen Ablauf. Die Telegraphenverwaltung iſt jedoch berechtigt, ſolche beſonderen 
Telegraphen ſchon vorher zum Ende eines Kalendervierteljahrs unter Einhaltung einer Friſt 
von 3 Monaten zu kündigen, wenn dies aus zwingenden Betriebsgründen oder mit Rückſicht 
auf das öffentliche Wohl geboten iſt. In dieſem Falle wird demjenigen, der den Koſten⸗ 
zuſchuß geleiſtet hat, für jedes Vierteljahr, das an der Mindeſtdauer fehlt, ein Zwanzigſtel 
des Koſtenzuſchuſſes zurückgezahlt. In gleicher Weiſe kann die Telegraphenverwaltung ver⸗ 
fahren, wenn die Vorausſetzungen des § 27, VI gegeben ſind. In allen anderen Fällen 
findet eine Rückzahlung nicht ſtatt. ; 


Die Beſtimmungen in § 7, I, IL und VA, 8 I, II und VA, 10, II und III, 12, J bis IV, 


13, 25, 26, 27, I bis III und V bis VIII, 28 und 29 finden auf die beſonderen Telegraphen 


ſinngemäß Anwendung. 55 
S 20. 


Die Fälligkeit und die Zahlung der Gebühren, Erſtattungsanträge und Nachforſchungen. 
J. Für die Fälligkeit der Gebühren gilt folgendes: i 


ik, 


3. 


Laufende Gebühren, das find die Vergütungen für dauernde oder regelmäßig wiederkehrende 
Leiſtungen, ſind für den Zeitraum, für den ſie feſtgeſetzt ſind, im voraus fällig. 

Wird eine Fernſprecheinrichtung im Laufe eines Kalendervierteljahrs in Betrieb 
genommen, jo find die laufenden Gebühren für die Zeit bis zum Ende des Kalender- 
viertelſahrs am Tage der Übergabe der Einrichtung fällig. Bei Hauptanſchlüſſen wird die 
Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche für den Monat anteilmäßig berechnet. Der Tag der lÜber⸗ 
gabe wird bei der Berechnung der Gebühren und der Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche in 
Anſatz gebracht. 


. Einmalige Gebühren, deren Höhe fich vor Ausführung der Leiſtung der Telegraphenverwaltung 


feſtſtellen läßt, ſind im voraus fällig. Einmalige Gebühren, deren Höhe ſich erft nach Mus- 
führung der Leiſtung der Telegraphenverwaltung feſtſtellen läßt, ſind fällig, ſobald die 
Leiſtung ausgeführt iſt. Die Telegraphenverwaltung kann verlangen, daß Vorſchuß 
gezahlt wird. 

Die Leiſtung der Telegraphenverwaltung gilt als ausgeführt, 

a) bei Ortsgeſprächsverbindungen (§ 16), wenn der Anſchluß des Anrufenden mit der 
verlangten Hauptſtelle verbunden iſt und dieſe oder eine daran angeſchloſſene Nebenſtelle 
den Anruf beantwortet hat (ſiehe jedoch $ 16, IV), 

b) bei Ferngeſprächsverbindungen ($ 17), wenn nach Bereitſtellung der verlangten Ver⸗ 
bindung die beiden beteiligten Hauptſtellen — des Anrufenden und des Angerufenen — 
oder eine an dieſe Hauptſtellen angeſchloſſene Nebenſtelle den Anruf beantwortet haben. 
Von dieſem Zeitpunkt an iſt eine Zurückziehung der Geſprächsanmeldung ($ 17, IV) 
nicht mehr zuläſſig. ; 
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Lehnt es einer der Beteiligten ab, in ein Geſpräch einzutreten, ſo wird die Gebühr 
für ein Dreiminutengeſpräch der beſtellten Gattung erhoben. 

4. Kann die Telegraphenverwaltung im Fernverkehr die verlangte Leiſtung nicht ausf 
der Anruf der Vermittlungsſtelle am Urſprungs⸗ und am Beſtimmungsort oder an einem 
von ihnen nicht beantwortet wird, obwohl die Anſchlüſſe betriebsfähig ſind, ſo wird als En 
Vergütung für die Inanſpruchnahme der Fernleitung und für nutzloſe Betriebsarbeit ein 
Fünftel der Gebühr für ein Dreiminutengeſpräch der beſtellten Gattung erhoben; bei Geſprächen A 
auf Entfernungen von nicht mehr als 15 Kilometer wird dieſe Vergütung nicht berechnet. 

11. Der Inhaber eines Hauptanſchluſſes iſt Schuldner aller Gebühren, die für die Einrichtung Es 

und die Benutzung des Anſchluſſes und der damit verbundenen Nebenanſchlüſſe und ſonſtigen Ein⸗ E 
1d. Dazu gehören auch die Telegraphengebühren der durch Fernſprecher aufgegebenen = 


richtungen zu zahlen fir 
Telegramme. Der Teilnehmer hat die von der Telegraphenverwaltung in Rechnung geſtellten Gebühren 


zu entrichten, vorbehaltlich feines Rechtes auf Rückforderung im Falle der nachgewieſenen Unrichtigkeit. = 
Sind mehrere Perſonen Inhaber eines gemeinſamen Hauptanſchluſſes (8 11), ſo haften ſie für die 
Gebühren als Geſamtſchuldner. 5 z 
III. Für einen Antrag auf Erſtattung von Fernſprechgebühren iſt eine Gebühr von 0,30 Gulden = 

zu entrichten, wenn ſich der Antrag als unbegründet erweiſt. = 
Die Koften umfangreicher Nachforſchungen, die nicht von der Telegraphenverwaltung verſchuldet 

ſind, hat der Antragſteller zu erſtatten. Die vorausſichtliche Höhe wird ihm vor Einleitung der Nadh- 3 
forſchungen bekanntgegeben; auf Verlangen hat er einen angemeſſenen Betrag zu hinterlegen. 2A 

: $ 26. 

Die Ermüßigung und der Nachlaß der Gebühren. E 

; Für die Dauer der Schließung eines Anſchluſſes nach § 28, I werden die laufenden Gebühren auf a 
Antrag anteilmäßig erſtattet und die Gebühr für die Mindeſtzahl der Ortsgespräche anteilmäßig nicht = 
erhoben, wenn der Anſchluß länger als 14 Tage ununterbrochen vollſtändig außer Betrieb war. Das 
gleiche gilt, wenn ein Anſchluß ohne Verſchulden des Inhabers aus techniſchen Urſachen betriebsunfähig $ 


geworden iſt und die Unterbrechung, nachdem ſie zur Kenntnis der Telegraphenverwaltung gelangt iſt 


länger als 14 Tage dauernd beſtanden hat. 


ühren, weil 


Sale ee 
Die Daner der Teilnehmerſchaft 


J. Der Teilnehmer und die Telegraphenverwaltung können das Teilnehmerverhältnis jederzeit zun 
Ende eines Kalendervierteljahrs unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfriſt ſchriftlich kündigen 
Die Kündigung gilt noch als rechtzeitig bewirkt, wenn ſie dem anderen Teile am dritten Werktag de 
dritten Monats des Kalendervierteljahrs zugeht, zu deſſen Ende das Teilnehmerverhältnis gelöſt werde 
ſoll. Sie kann ſich auf die Geſamtheit oder auf einzelne Teile der Einrichtungen erſtrecken. Wird ein 
Kündigung vor Aufhebung der Einrichtungen zurückgezogen, ſo hat der Teilnehmer der Telegrapher 
verwaltung die von ihr ſchon aufgewendeten Koſten, mindeſtens 2 Gulden für nutzloſe Verwaltungs 
arbeit, zu erſtatten. 

I. Die Kündigung eines Hauptan 
Nebenanſchlüſſe und ſonſtigen Einrichtungen. Wird ein H 
zur Benutzung der Nebenanſchlüſſe. ; ; 

III. Erhöhen fih durch Verlegungen (8 13, D, Umwandlungen (8 13, II) oder Auswechſlunge 
(8 13, III) die laufenden Geſamtgebühren der zu verändernden Anlagen innerhalb eines Kalenderviert 


jahrs, ſo werden die neuen Gebühren unter Anrechnung der für das Kalendervierteljahr bereits f 


S F gewordenen Beträge vom Tage der Verlegung, Umwandlung oder Auswechſlung an erhoben. Verringer 
FE ſich die Geſamtgebühren, ſo werden die für das Kalendervierteljahr gezahlten Mehrbeträge nicht erſtatt 


ſchluſſes umfaßt auch die Kündigung der damit verbundene 
auptanſchluß aufgehoben, ſo erliſcht das Rech 
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Die vorſtehenden Bestimmungen gelten auch, wenn an einer Umwandlung Derfehlebefte Anſchlußinhaber 
beteiligt ſind. In dieſem Falle wird ein für das Kalendervierteljahr zu zahlender Mehrbetrag an Geſamt⸗ 
gebühren von dem Hauptanſchlußinhaber erhoben, der nach Ablauf des Kalendervierteljahrs für die 
Gebühren haftet (§ 25, II). Im übrigen bleibt es den beteiligten Anſchlußinhabern e ſich wegen 
der Gebührenunterſchiede auseinanderzuſetzen. S 

Andert ſich durch eine Verlegung der Bernittfungsftelle die nen Gebühr für e einen. 
Anſchluß, ſo wird die neue Gebühr im Falle einer Erhöhung vom Beginn des nächſten Se 
jahrs an, im Falle einer Verringerung vom Tage der Verlegung an erhoben. ; 

IV. Bei den privaten Nebenanſchlüſſen braucht die Kündigungsfriſt nicht eingehalten zu werdet 
Jedoch muß die Gebühr bis zum Ablauf des Kalendervierteljahrs gezahlt werden, in dem der Neben 
anſchluß aufgehoben wird. ; 

V. Wird ein rechtzeitig gefündigter Anſchluß mit Genehmigung der Telegraphenverwaltung kurze 
Zeit über den Kündigungszeitpunkt hinaus benutzt, ſo werden die laufenden Gebühren und u. U. die 
Gebühr für die Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche anteilmäßig für die Zeit der weiteren Überlaſſung des 
a erhoben. 5 

; Die Telegraphenverwaltung kann die Verpflichteten beim Todesfall des Anſchlußinhabers, bei ; 
der 9 1 1 des Wohnſitzes oder des Geſchäfts an einen anderen Ort, bei Aufgabe des Geſchäfts 
oder des Berufs oder aus anderen erheblichen Billigkeitsgründen auf Antrag unter Verzicht auf 
Einhaltung der Kündigungsfriſt (1) aus dem Teilnehmerverhältnis entlaſſen. Doch erſtreckt ſich in 
dieſem Falle die Verpflichtung zur Zahlung der laufenden Gebühren bis zum Ende des Kalender- 
vierteljahrs und die Verpflichtung zur Zahlung der . für die . der Ortsgeſpräche bis 
zum Ende des Monats. Si 

VII. Die Aufhebung gekündigter Fernſprecheinrichtungen erfolgt auf Koſten der Telegraphen- 
verwaltung. s 

VIII. Für Ausſtellungen, Meffen, Tagungen und ähnliche Veranſtaltungen von vorübergehender 
Dauer können nach dem Ermeſſen der Telegraphenverwaltung Anſchlüſſe auf die verlangte Zeitdauer her- 
geſtellt werden, wenn die Antragſteller die Koſten der Einrichtung und Aufhebung erſtatten. Die 
Einrichtungsgebühr wird nicht erhoben. Die laufenden Gebühren und u. U. die Gebühr für die 
Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche ſind für die Dauer der Benutzung anteilmäßig zu ale RE 

§ 28. 
Die Einſtellung des Betriebs, die Sperre und Entziehung der Auſchlüſſe, 
die Zwangsbeitreibung der Gebühren. 

I. Die Telegraphenverwaltung hat das Recht, den Fernſprechbetrieb zeitweiſe ganz oder für, 
gewiſſe Gattungen von Nachrichten einzuſtellen. Auch kann ſie aus Gründen des öffentlichen Wohles 
Ausſchließungen von der Benutzung der für den öffentlichen Verkehr beſtimmten Anlagen anordnen. 

II. Die Telegraphenverwaltung kann einen Anſchluß ſperren oder ohne Kündigung aufheben, 

1. wenn der Teilnehmer mit der Zahlung der Gebühren im Rückſtand bleibt, 

2. wenn der Anſchluß mißbräuchlich benutzt wird (ungebührliches Benehmen der den Anschluß 
benutzenden Perſonen gegen die Beamten der Vermittlungsſtelle, Verübung groben Unfugs, 
Zuwiderhandlung gegen eine durch die Fernſprechordnung oder die Anweiſung zur Benutzung 
der Fernſprechanſchlüſſe erlaſſene Vorſchrift, Reinigung der a durch . die 
ſich gewerbsmäßig damit befaſſen, uſw.), 5 

3. wenn die techniſchen Einrichtungen eigenmächtig abgeändert werden (Einſchaltung ſelbſt, 
beſchaffter Apparate, Anbringung von Hilfsvorrichtungen ohne Genehmigung der e 
verwaltung uſw.), 

4. wenn die Einrichtungen vom 1 115 oder unter ſchuldhaftem . besfelhen. Bund 
Dritte vorſätzlich beſchädigt werden. 2 RETTEN 
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Für bie Verhängung der Sperre wird eine Gebühr von 3 Gulden erhoben. Die Sperre wird 
gegebenenfalls gebührenfrei aufgehoben. 

Die Sperre oder Entziehung des Anſchluſſes befreit den Teilnehmer weder von der Haftung nach 
$ 29, I noch von der Verpflichtung zur Zahlung der Gebühren bis zu dem Zeitpunkt, an dem das 
ul. bei ordentlicher am Tage Bee Sperre oder Entziehung erklärter Kündigung (§ 27, D) 
beendet worden wäre. 

III. Als Gebühren im Sinne der Do ft henden Beſtimmungen unter II ſowie des § 12 des 
Fernſprechgebühren⸗Geſetzes gelten alle Beträge, die an die Telegraphenverwaltung auf Grund der 
Fernſprechordnung und der Ausführungsbeſtimmungen hierzu geſchuldet werden. Ausgenommen ſind 
Zahlungen, die nach den Beſtimmungen über die Haftpflicht des Teilnehmers (§ 29, J) zu leiſten find. 


8 29. 


; i Die Haftpflicht. 

I. Der Teilnehmer haftet für Beſchädigungen der auf dem Grundſtück der Sprechſtellen verdeckt 
geführten Starkſtrom⸗, Gas- Waſſer⸗ oder anderen Anlagen und für die aus ſolchen Beſchädigungen 
entſtehenden Folgen, wenn dieſe Anlagen bei der Einrichtung oder bei einer ſpäteren Anderung ſeiner 
Anſchlüſſe beſchädigt werden, es ſei denn, daß er deren Lage den Ausführenden vorher genau be- 
zeichnet hat. 

Der Teilnehmer hat der Telegraphenverwaltung den Schaden zu erſetzen, der durch Verlust oder 
Beſchädigung der Sprechſtellen ſeiner Anſchlüſſ e nebſt Zubehör entſteht; den Schaden, der durch Verluſt 
oder Beſchädigung ſeiner Anſchlußleitungen entſteht, hat der Teilnehmer der Telegraphenverwaltung zu 
erſetzen, ſoweit ſich die Leitungen in Gebäuden oder Räumen befinden, die ſeiner Aufſicht unterſtehen. 

Iſt der Verluſt oder die Beſchädigung durch Feuer oder durch Diebſtahl verurſacht worden, ſo tritt die 
Erſatzpflicht des Teilnehmers nicht ein, wenn der Schaden im Zuſammenhang mit inneren Unruhen, 
durch offene Gewalt oder durch ihre Abwehr unmittelbar verurſacht iſt. Iſt der Verluſt oder die 
Beſchädigung weder durch Feuer noch durch Diebſtahl verurſacht worden, ſo tritt die Erſatzpflicht des 
Teilnehmers nicht ein, wenn er den Verluſt oder die Beſchädigung auch bei Anwendung jeder nach den 
Umſtänden des Falles gebotenen Sorgfalt nicht hat verhüten können. Die Erſatzpflicht des Teilnehmers 
erſtreckt ſich in gleichem Umfang auch auf Verluſt oder Beſchädigung von Nebenanſchlüſſen nebſt Zubehör, 
die einem Dritten überlaſſen ſind, für die Anſchlußleitungen dieſer Nebenanſchlüſſe jedoch nur, ſoweit 
ſich die Leitungen in Gebäuden oder Räumen befinden, die der Aufſicht des Dritten unterſtehen; die 
Erſatzpflicht des Teilnehmers für dieſe Nebenanſchlüſſe tritt in den Fällen des Satzes 3 nur dann nicht 
ein, wenn ſowohl der Teilnehmer als der Dritte den Verluſt oder die Beſchädigung auch bei Anwendung 
jeder nach den Umſtänden des Falles gebotenen Sorgfalt nicht hat verhüten können. 

Störungen und Beſchädigungen des Anſchluſſes und ſeines Zubehörs ſind der Vermittlungsſtelle 
unverzüglich zu melden. i 

Der Teilnehmer ift dafür verantwortlich, daß die in dem amtlichen Fernſprechbuch abgedruckte 
Anweiſung zur Benutzung der Fernſprechanſchlüſſe beachtet wird; für Schäden, die der Telegraphen- 
verwaltung durch Nichtbeachtung entſtehen, iſt er erſatzpflichtig. Dieſe Erſatzpflicht des Teilnehmers 
erſtreckt ſich auch auf Nebenanſchlüſſe, die der Teilnehmer Dritten überlaſſen hat. 

Wenn in Gebäuden und Räumen oder auf Grundſtücken, die der Aufſicht des Teilnehmers unter- 
ſtehen, elektriſche Ströme in ſeine Anſchlüſſe nebſt Zubehör gelangen und wenn dadurch Einrichtungen 
der Telegraphenverwaltung beſchädigt oder Angehörige der Telegraphenverwaltung verletzt werden, hat 
der Teilnehmer der Telegraphenverwaltung den entſtehenden Schaden zu erſetzen, es ſei denn, daß er 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Bei Nebenanſchlüſſen, die einem Dritten überlaſſen 
ſind, iſt der Teilnehmer in gleichem Umfang erſatzpflichtig, wenn der Stromübergang in Gebäuden und 
Räumen oder auf Grundſtücken ſtattgefunden hat, die der Aufſicht des Dritten unterſtehen, es vi denn, 
daß der Dritte die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. 
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II. Die Telegraphenverwaltung haftet nicht für Schäden, die entſtehen 
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durch Einftellung des Betriebs oder durch Ausſchließungen von der Benutzung der für den 
öffentlichen Verkehr beſtimmten Anlagen (§ 28, I), 


durch Sperre oder Entziehung der Anſchlüſſe (§ 28, II), 
durch Betriebsſtörungen, 

durch Anderungen von Rufnummern ($ 12, W, 

durch Unvollſtändigkeit oder Unrichtigkeit der Eintragungen im amtlichen Fernſprechbuch (8 14), 
durch unrichtige, verzögerte oder unterlaſſene Herſtellung von Geſprächsverbindungen (§ 16 


t 


17, 18, 20 und 21), 


durch Verſehen bei der Vorbereitung der XP- und V-Geſpräche (§ 19, J und II), bei der 


Weitergabe kurzer Nachrichten ($ 19, III), bei der Wahrnehmung des Unfallmeldedienſtes 
(5 22) und bei der Übermittlung von Telegrammen, der Wettervorherſage und der Tageszeit 
(8 23 und 24), 


durch Erteilung einer unrichtigen Auskunft. 


$ 30. 
Schlußbeſtimmungen. 


J. Soweit durch die Fernſprechordnung nicht Beſtimmungen getroffen ſind, werden die Bedingungen 
für Fernſprecheinrichtungen und für die Benutzung von Fernſprecheinrichtungen von der Telegraphen⸗ 
verwaltung feſtgeſetzt. Die von der Telegraphenverwaltung zu erlaſſenden Beſtimmungen werden in 
den amtlichen Blättern der Telegraphenverwaltung veröffentlicht. 

II. Auf den Fernſprechverkehr mit dem Ausland findet dieſe Fernſprechordnung inſoweit An⸗ 
wendung, als nicht auf Grund beſonderer Vereinbarungen etwas anderes beſtimmt iſt. 


Danzig, den 11. November 1925. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Signs ant N die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte jiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 


Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
8 Velegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


